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A. Mündlidie Fragen gemäß I. der Riditlinien 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für Wirtsdiaft 


1. Abgeordneter Ist es richtig, daß nicht ein Tropfen sowjeti- 

Dr. Lenz sehen Öls in den beiden letzten Monaten in 

(Bergstraße) die Bundesrepublik Deutschland geflossen ist? 

(CDU/CSU) 

2. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, ob Abspra- 

Dr. Hirsdi chen zwischen Immobilienmaklern bestehen, 

(FDP) wonach diese nur im Umkreis von 60 km ihres 

Wohnorts tätig werden, und hält die Bundes- 
regierung diese Absprachen mit dem Kartell- 
gesetz für vereinbar, und was gedenkt sie 
gegebenenfalls zu unternehmen? 

3. Abgeordneter In welchem Ausmaß und unter welchen Vor- 

Dr. Becher aussetzungen soll die Bundesrepublik Deutsch- 

(Pulladh) land nach den Plänen und bisherigen Verhand- 

(CDU/CSU) lungen der Bundesregierung Strom ‘aus Ener- 

gieanlagen in der Sowjetunion beziehen? 

4. Abgeordneter Berücksichtigt die Bundesregierung die Ge- 

Dr. Becher fahr einer vermehrten Abhängigkeit von aus- 

(Pullach) ländisichen Energiequellen, die dann eintritt, 

(CDU/CSU) wenn neben den Lieferungen von öl auch 

solche von Erdgas und Strom zum Gegenstand 
wirtschaftlicher oder politischer Erpressung 
gemacht werden können? 

Wie beabsichtigt die Bundesregierung — etwa 
auch in Zusammenarbeit mit den zur Europäi- 
schen Gemeinschaft gehörenden Staaten und 
den Vereinigten Staaten — , die Investitions- 
tätigkeit der ölexportierenden arabischen 
Staaten und ihrer Staatsangehörigen zur Ver- 
meidung weiterer Gefahren für die deutsche 
und westliche Welt unter Kontrolle zu halten, 
insbesondere wenn juristische Personen mit 
dem Sitz in Deutschland oder in dritten Län- 
dern eingeschaltet werden, und was gedenkt 
die Bundesregierung allgemeim zu tun, um im 
Interesse der deutschen Bürger dem Grundsatz 
der Gegenseitigkeit bei Anlagen in einem drit- 
ten Land Geltung zu verschaffen? 

Inwieweit treffen Nachrichten zu, nach denen 
Milliardenbeträge aus arabischen Ölförder- 
ländern zum Ankauf von Grundbesitz in deut- 
schen Großstädten dienen? 


6. Abgeordneter 
Picard 
(CDU/CSU) 


5. Abgeordneter 
Dr. Riedl 
(München) 
(CDU/CSU) 
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7. Abgeordneter Welche Auffassung vertritt die Bundesregie- 
Picard rung bezüglich der Überlegungen, Grund- 

(CDU/CSU) atückskäufe in der Bundesrepublik Deutsch- 

land durch Ausländer gesetzlich so zu regeln, 
daß mögliche Gefahren der Konzentration von 
Grundbesitz in Händen ausländischer Eigen- 
tümer vermieden werden, etwa analog der 
gesetzlichen Regelungen in der Schweiz, Öster- 
reich oder den Niederlanden? 

Treffen Meldungen zu, wonach sich die Situa- 
tion auf dem Mineralölsektor so verbessert 
hat, daß von einer Verknappung, insbesondere 
bei Benzin, nicht mehr gesprochen werden 
kann? 

9. Abgeordneter Ist die Bundesregierung gegebenenfalls bereit, 
Ollesch hieraus die Konsequenzen zu ziehen und eine 

(FDP) vorzeitige Aufhebung der Tempobesdiränkun- 

gen anzuordnen? 

10. Abgeordneter Kann die Bundesregierung Pressemeldungen 

Lenders bestätigen (Der Spiegel Nr. 6/74), nach denen 

(SPD) Hersteller von Markenartikeln durch Boykott- 

drohungen und Boykotts gegenüber Händlern, 
die Markenprodukte nach Aufhebung der 
Preisbindung der zweiten Hand billiger als 
empfohlen verkaufen, versuchen, niedrigere 
Preise zu verhindern? 

11. Abgeordneter Wieviel solcher Fälle sind der Bundesregie- 

Lenders rung gegebenenfalls bekannt, und welche Maß- 

(SPD) nahmen hat sie ergriffen oder wird sie ergrei- 

fen, um solche Geschäftspraktiken abzustellen? 

12. Abgeordneter Kennt die Bundesregierung die besonderen 

von Alten- Schwierigkeiten der Lederwarenindustrie und 

Nordheim die sich daraus ergebenden Auswirkungen, 

(CDU/CSU) und worin sieht sie die Hauptursachen für 

diese Entwicklung? 

13. Abgeordneter Besteht bei der Bundesregierung die Absicht, 

von Alten- hier zu helfen, und welche Maßnahmen ge- 

Nordheim denkt sie gegebenenfalls zu ergreifen? 

(CDU/CSU) 

14. Abgeordneter Welche Folgerungen zieht die Bundesregie- 

Ey rung aus dem in ihrem Auftrag erstellten Gut- 

(CDU/CSU) achten über die Wettbewerbssituation in der 

Düngemittelindustrie der Bundesrepublik 
Deutschland? 

15. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Lage 

Ey der Textil- und Bekleidungsindustrie, und wel- 

(CDU/CSU) che Schutz- und Förderungsmaßnahmen sind 

geplant bzw. eingeleitet? 
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16. Abgeordneter 
Immer 
(SPD) 


17. Abgeordnete 
Frau Dr. Riedel- 
Martiny 
(SPD) 


18. Abgeordneter 

Dr. Slotta 

(SPD) 


19. Abgeordneter 
Dr. Schweitzer 
(SPD) 


20. Abgeordneter 

Wolfram 

(SPD) 


21. Abgeordneter 
Wolfram 
(SPD) 


Inwieweit ist die Bundesregierung bereit, die 
in Rheinland-Pfalz vorhandenen Verbandsge- 
meinden als Gemeinden im Sinne des Investi- 
tionszulagengesetzes anzuerkennen, damit die 
Erweiterung von bestehenden industriell-ge- 
werblichen Betrieben genauso gefördert wer- 
den kann wie in anderen Bundesländern, die 
sich zur Bildung von Großgemeinden ent- 
schlossen haben? 


Erwägt die Bundesregierung, die im Juli 1973 
erlassene Preisauszeichnungsverordnung zum 
Schutz des Verbrauchers so auszuweiten, daß 
die Bedingungen von Ratenkreditgeschäften 
auch für wenig sachkundige Bankkunden 
durchschaubar werden? 


Kann die Bundesregierung unter Angabe, um 
welche Konzerne es sich handelt, die Meldung 
der Frankfurter Rundschau vom 6. Februar 
1974 „Beweise für Ölpreisspaltung'' bestäti- 
gen, nach denen das Bundeskartellamt Be- 
weiise vorliegen hat, daß einige internationale 
Mineralölkonzerne sich an den Ölschwierig- 
keiten der Vergangenheit bereichert haben, 
und welche Konsequenzen wurden auf der 
Kabinettsitzung des gleichen Tags bei der 
Behandlung des Themas diskutiert? 


Beabsichtigt die Bundesregierung, die im Rah- 
men ihres Sonderprogramms für Gebiete mit 
speziellen Strukturproblemen jetzt bereitge- 
stellten Mittel in Höhe von 300 bzw. 600 Mil- 
lionen DM in einem schnell zu erzielenden 
Einvernehmen mit den Ländern vorrangig an 
Räume mit einer zur Zeit überdurchschnittlich 
hohen Arbeitslosenquote unabhängig von den 
nach wie vor auf Kreisebene berechneten Kri- 
terien für die Vergabe von Förderungsmitteln 
nach Artikel 91 a des Grundgesetzes im Eil- 
verf ähren verteilen zu lassen? 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Berichte 
in der Presse, insbesondere im Nachrichten- 
magazin „Der Spiegel" vom 4. Februar 1974, 
wonach 1973 und vor allem nach Ausbruch der 
Ölkrise eine Gewinnexplosion bei den Ölkon- 
zernen stattgefunden hat? 


Ist die Bundesregierung bereit, eine Zusam- 
menarbeit zwischen dem Bundeskartellamt, der 
Kartellbehörde der Europäischen Gemein- 
schaften und dem Kartell amt der Vereinigten 
Staaten anzustreben mit dem Ziel, auf diesem 
Weg eine Möglichkeit zu erhalten, die Ge- 
schäftspraktiken und die Preispolitik der Mi- 
neralölkonzeme unter Kontrolle zu bekom- 
men? 
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22. Abgeordneter 
Josten 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, die Aufhe- 
bung der Geschwindigkeitsbeschränkung auf 
den anerkannten Rennstrecken sofort zu veran- 
lassen, damit die Benachteiligung für den 
Motorsport beseitigt und die unmittelbare 
Umgebung derartiger Rennstrecken nicht noch 
größere wirtschaftliche Nachteile als notwen- 
dig in Kauf nehmen muß? 


23. Abgeordneter 
Wüster 
(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß Produ- 
zenten versuchen, die positiven Auswirkungen 
der Novellierung des Gesetzes gegen Wettbe- 
werbsbeschränkungen dadurch zu verhindern, 
indem sie einerseits auf Einzelhändler Drude 
ausüben, die Preisempfehlungen einzuhalten, 
andererseits durch sogenannte Mondpreis ver- 
gäbe Einzelhändlern die Möglichkeit geben, 
durch eine erhebliche Preisauszeichnung unter- 
halb der Preis empfehlung den Verbrauchern 
einen günstigen Gelegenheitskauf vorzutäu- 
schen, und schließt sich die Bundesregierung 
der Meinung des Bundesverbands der Selb- 
ständigen e. V. — Deutscher Gewerbever- 
band — an, daß zur Beseitigung der Mißstände 
und zum Schutze des lauteren Wettbewerbs 
ein generelles Verbot der Pr eis empfehlung 
notwendig ist? 


24. Abgeordneter 

Milz 

(CDU/CSU) 


Welche Struktur schwachen Gebiete sind von 
dem Förderungsprogramm für regionale Wirt- 
schaftsstruktur, für das von der Bundesregie- 
rung in 1974 zusätzlich 600 Millionen DM zur 
Verfügung gestellt wird, im Bundesgebiet be- 
troffen, und welche Maßnahmen werden da- 
nach gefördert? 


25. Abgeordneter 
Milz 

(CDU/CSU) 


Wird von der Finanzhilfe zur Verbesserung 
der regionalen Wirtschaftsstruktur die unge- 
nügende Finanzausstattung der ländlichen Ge- 
meinden berücksichtigt werden, und in welcher 
Größenordnung werden die Haushalte der 
ländlichen Gemeinden finanziell unterstützt? 


26. Abgeordneter 


Brück 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, im Rahmen der 
Verhandlungen über die Schaffung eines Re- 
gionalfonds der Europäischen Gemeinschaft 
auf die Notwendigkeit der grenzüberschreiten- 
den Regionalpolitik zwischen den Mitglied- 
staaten zu drängen, da eine erfolgverspre- 
chende europäische Strukturpolitik auf be- 
stehende Staatsgrenzen keine Rücksicht neh- 
men darf, wie am Beispiel der engen Wirt- 
schaf tsverpf lechtun g zwischen dem Saarland, 
Luxemburg und Lothringen deutlich wird? 


27. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung in diesem 
Brüdc Zusammenhang die Äußerungen des franzö- 

(SPD) sischen Premierministeris Pierre Messmer in 
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28. Abgeordneter 
Krockert 


(SPD) 


29. Abgeordneter 

Gansei 


(SPD) 


30. Abgeordneter 
Engelsberger 
(CDU/CSU) 


Lyon, „die Idee einer organischen Zusammen- 
arbeit zwischen französischen und benachbar- 
ten ausländischen Regionen solle man sich aus 
dem Kopf schlagen"? 

Wird die Bundesregierung bei der Revision 
des Energieprogramms auch Möglichkeiten ins 
Auge fassen, über die bisherigen Andeutungen 
hinaus (Ziffer 78) staatlichen Einfluß auf die 
Entwicklung des Bedarfs an Energie zu ge- 
währleisten? 

Welche Konsequenzen zieht die Bundesregie- 
rung aus den bisher bekanntgewordenen Prak- 
tiken multinationaler Mineralölkonzerne, mit 
Hilfe der sogenannten Erdölkrise zusätzliche 
'Gewinne ins Ausland zu verlagern? 

Trifft es zu, daß die Bundesregierung eine 
Lockerung oder Aufhebung der Geschwindig- 
keitsbegrenzungen, insbesondere auf Auto- 
bahnen, in Erwägung zieht, und bis wann ist 
bejahendenfalls damit zu rechnen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


31. Abgeordneter 
Hansen 


(SPD) 


32. Abgeordneter 
Dr. Haenschke 


(SPD) 


33. Abgeordnete 
Frau Benedix 
(CDU/CSU) 


34. Abgeordneter 
Dr. Stavenhagen 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß Zivildienstleistende nicht in 
dem Beruf eingesetzt werden können, den sie 
erlernt haben, auch dann nicht, wenn es sich 
hierbei um Berufe handelt, die dem Allgemein- 
wohl dienen? 

Erwägt die Bundesregierung eine Änderung 
der §§ 386 ff. der Reichsversicherungsordnung, 
um über die Einschränkung der Niederlas- 
sungsfreiheit der Ärzte die notwendige ärzt- 
liche Versorgung in ländlichen Gebieten zu 
sichern? 

Ist die Bundesregierung bereit, bei einer Än- 
derung der Rentengesetze für nicht erwerbs- 
tätige Mütter die freiwilligen Versicherungs- 
beiträge wie Pflichtbeiträge gelten zu lassen, 
damit die Äusfallzeiten angerechnet bleiben 
und berufstätig gewesene Frauen, die durch 
Mutterschaft und Kindererziehung im Renten- 
versicherungsrecht benachteiligt sind, in Zu- 
kunft die sogenannte Halbdeckung erreichen? 

Auf welcher Rechtsgrundlage beruht die Tat- 
sache, daß die gesetzlichen Krankenversiche- 
rungen von Pensionären eine prozentuale Be- 
teiligung der Versicherten an den Arzneiko- 
sten fordern, während Rentner von diesen 
Rezeptgebühren befreit sind, und hält die 
Bundesregierung diese Ungleichbehandlung 
von Rentnern und Pensionären für gerechtfer- 
tigt? 
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35. Abgeordneter Befaßt sich die Sachverständigenkommission 
Dr. Stavenhagen zur Weiterentwicklung der sozialen Kranken- 
(CDU/CSU) Versicherung mit dem Problem der Kostenbe- 

teiligung für Pensionäre, und wann ist mit 
einer Stellungnahme dieser Sachverständigen- 
kommission zu rechnen? 


36. Abgeordneter 
Bäuerle 


(SPD) 


Liegen der Bundesregierung medizinische Gut- 
achten darüber vor, daß weibliche Arbeitneh- 
mer, die jahrelang an der Schreibmaschine 
arbeiten müssen, besonders anfällig für Seh- 
nenscheidenentzündungen sind, und ist gege- 
benenfalls beabsichtigt, diese Sehnenscheiden- 
entzündungen als Berufskrankheit in das Be- 
rufskrankheitsverzeichnis aufzunehmen? 


37. Abgeordneter 

Bäuerle 


(SPD) 


38. Abgeordneter 

Jaunich 

(SPD) 


39. Abgeordneter 
Jaunich 
(SPD) 


40. Abgeordneter 
Grobecker 


(SPD) 


Liegen der Bundesregierung statistische Unter- 
lagen darüber vor, daß die in größeren 
Schreibbüros beschäftigten Angestellten einer 
besonders starken nervlichen Belastung aus- 
gesetzt sind und daß Schreibkräfte, die wäh- 
rend ihrer gesamten Dienstzeit über den Kopf- 
hörer auf Band aufgenommene Diktate über- 
tragen müssen, so stark belastet sind, daß sie 
in verstärktem Maße berufsunfähig werden, 
und welche Konsequenzen gedenkt die Bun- 
desregierung gegebenenfalls zu ziehen? 

Welche Konsequenzen gedenkt die Bundes- 
regierung aus der Tatsache zu ziehen, daß 
mehr als die Hälfte der Arbeitslosen (Stand; 
Sonderzählung der Bundesanstalt für Arbeit 
Ende September 1973) Personen ohne abge- 
schlossene Berufsausbildung sind? 

Hält die Bundesregierung eine Änderung der 
Anordnung Nummer 24 des Verwaltungsrats 
der Bundesanstalt für Arbeit (A Fortbildung 
und Umschulung) vom 18. Dezember 1969 mit 
dem Ziel der Einbeziehung von Maßnahmen 
der Allgemeinbildung für arbeitslose jugend- 
liche Hilfsarbeiter für erforderlich, und ist sie 
bereit, in diesem Sinn auf den Verwaltungsrat 
der Bundesanstalt für Arbeit einzuwirken? 

Entsprechen Pressemeldungen den Tatsachen, 
wonach der Vermittlungsstop für ausländische 
Arbeitnehmer nicht auf die Beschäftigten der 
deutschen Seeschiffahrt angewendet wird? 


41. Abgeordneter 

Lenzer 


(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung entspre- 
chende Gesetzgebungsmaßnahmen, die es den 
Mitgliedern der Rentenversicherungsanstalten 
nach 72 bzw. 78 Wochen dauernder Krankheit 
und dem damit verbundenen Bezug von Kran- 
kengeld im Falle weiterer Arbeitsunfähigkeit 
ermöglicht, sofort und unbürokratisch eine An- 
erkennung als Berufsunfähigkeits- oder Er- 
werbsunfähigkeitsrentner auf Zeit zu erhal- 
ten? 
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42. Abgeordneter 
Lenzer 


(CDU/CSU) 


43. Abgeordneter 
Dr. Köhler 
(Duisburg) 
(CDU/CSU) 


44. Abgeordneter 
Dr. Köhler 
(Duisburg) 
(CDU/CSU) 


45. Abgeordneter 

Horstmeier 


(CDU/CSU) 


46. Abgeordneter 

Roser 


(CDU/CSU) 


47. Abgeordnete 
Frau 

Dr. Neumeister 


(CDU/CSU) 


48. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Neumeister 


(CDU/CSU) 


49. Abgeordneter 
Dr. Jahn 
(Münster) 
(CDU/CSU) 


Hält es die Bundesregierung für erstrebens- 
wert, daß Versicherte mit beschränkter Ar- 
beitsfähigkeit nach dieser genannten Zeit 
ebenfalls als Berufsunfähigkeits- oder Er- 
werbsunfähigkeitsrentner anzuerkennen sind, 
sofern die Arbeitsämter keinen entsprechen- 
den Arbeitsplatz in zumutbarer Entfernung 
nachweisen können? 

Wie groß war in bezug auf die Gesamtzahl der 
Antragsteller im Jahr 1973 die Zahl derjeni- 
gen, die von der Möglichkeit Gebrauch ge- 
macht haben, bereits vor Ausscheiden aus dem 
Arbeitsleben einen Antrag auf Altersrente zu 
■stellen? 


In welcher Weise wird der betroffene Perso- 
nenkreis auf die Möglichkeit der vorgezoge- 
nen Antragstellung aufmerksam gemacht, und 
wie könnte diese Information verbessert wer- 
den? 

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
die neuen Abgabebedingungen für die Land- 
abgaberente nach dem einzelbetrieblichen För- 
derungsprogramm auch auf bereits vollzogene 
Tatbestände vor dem 1. Januar 1974 anzu- 
wenden? 

Ist es zutreffend, daß im Rahmen des Anwer- 
bestopps ausländischer Arbeitskräfte auch die 
Einreise von Praktikanten verhindert wird, die 
auf Grund von Firmenzusagen zur Ausbildung 
in die Bundesrepublik Deutschland, gestützt 
auf ein Beschäftigungsverhältnis, einreisen 
wollen? 

Sind der Bundesregierung die mittel- und 
langfristigen Auswirkungen für die finanzielle 
Leistungsfähigkeit der Rentenversicherungs- 
träger bekannt, wenn es im Durchschnitt der 
Jahre 1974 bis 1976 jährlich 400 000 bzw. 
700 000 bzw. 1 Million Arbeitslose in der 
Bundesrepublik Deutschland gibt? 

Auf welche Jahresbeträge müßten mittel- und 
langfristig die Ausgleichszahlungen der Bun- 
desversicherungsanstalt für Angestellte an die 
Arbeiterrentenversicherungs träger erhöht 

werden, wenn es sich bei den erwähnten Ar- 
beitslosenzahlen ganz bzw. zur Hälfte um ar- 
beitslose Arbeiter handelt? 

Trifft die Prognose („schon bald werden wir 
unter einer sozial-demokratischen Regierung 
Arbeitslosenzahlen haben, die jene von 1966/ 
1967 erreichen und sogar übersteigen") zu, 
die der bisherige Vorsitzende der Jungsozia- 
listen, Roth, auf dem Bundeskongreß der Jung- 
sozialisten in München abgab? 
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50. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
Schröder der von ihr beschlossene Anwerbungsstop für 

(Wilhelminenhof) ausländische Arbeitnehmer den Fremdenver- 
(CDU/CSU) kehrsbetrieben auf den Nordsee-Inseln und 

an der Nord- und Ostseeküste so große Pro- 
bleme aufgibt, daß während der Saison eine 
Versorgung der erholungsuchenden Gäste in- 
frage gestellt ist, und wenn ja, ist die Bundes- 
regierung bereit, für diese genannten Betriebe 
zeitlich begrenzte Ausnahmegenehmigungen 
zu erteilen und gleichzeitig lauf eine Vermitt- 
lungsgebühr zu verzichten? 

Trifft die Meldung der Frankfurter Rundschau 
vom 1. Februar 1974 zu, wonach laut Aussage 
von Zivildienstleistenden kein Verpflegungs- 
geld mehr für ZivildienstleLstende gezahlt 
wird, obwohl zahlreiche Einsatzplätze vor 
allem im sozialen Bereich nicht über Möglich- 
keiten der Gemeinschaftsverpflegung und nicht 
über Gemeinschaftsunterkünfte verfügen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


52. Abgeordneter Treffen Pressemeldungen zu, nach denen die 
Dr. Zimmermann Sowjetunion die We'hrdienstzeit um ein Jahr 
(CDU/CSU) verlängert hat, und welche Konsequenzen 

zieht gegebenenfalls die Bundesregierung dar- 
aus für unsere Sicherheitspolitik? 

Hält es die Bundesregierung für gerechtfertigt, 
wenn auf eine größere Anzahl von Beschwer- 
den über die Änderung der Prüfungsordnung 
für den 7. Stabsoffizier- und Auswahllehrgang 
nach über einem Jahr noch keine Beschwerde- 
bescheide erteilt wurden und dies, obwohl 
gemäß § 16 Abs, 2 der Wehrbeschwerdeord- 
nung vorgesehen ist, daß Beschwerdeführer 
nach einem Monat erneut Beschwerde ein- 
legen können, wenn eine Entscheidung nicht 
getroffen wurde? 

Ist in diesem Zusammenhang das Verfahren 
mit der Wehrbeschwerdeordnung vereinbar, 
wenn den Beschwerdeführern Entwürfe von 
Beschwerdebescheiden (ohne Datum und Un- 
terschrift) zusammen mit der Frage übersandt 
werden, ob die Beschwerdeführer ihre Be- 
schwerden weiter aufrecht erhalten wollen? 

55. Abgeordneter Welche Bundesministe^, Parlamentarische und 

Niegel beamtete Staatssekretäre haben an den vier 

(CDU/CSU) Fahrverbotssonntagen aus welchen Gründen 

Sonderflugzeuge bzw. Sonderhubschrauber be- 
nutzt? 




51. Abgeordneter 
Walkhoff 
(SPD) 
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56. Abgeordneter 
Dr. Sperling 
(SPD) 


Welche rechtlichen Grundlagen gibt es, in Bun- 
deswehrverwaltungen das Tragen solcher Ab- 
zeichen zu verbieten, die die Zugehörigkeit zu 
oder Sympathie mit einer Partei erkennen 
lassen, und welche Möglichkeiten sieht die 
Bundesregierung, solche Verbote in den bun- 
desunmittelbaren Verwaltungen zu verhin- 
dern? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


57. Abgeordneter 
Dr. Nölling 
(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß von den 
etwa 1,4 Millionen Empfängern von Wohngeld 
mehr als lOVo gleichzeitig laufende Hilfe zum 
Lebensunterhalt im Sinne des Bundessozial- 
hilfegesetzes erhalten, deren Wohngeld bei 
den Leistungen der Sozialhilfe voll angerech- 
net wird, so daß ohne ein Mehr an Hilfe 
zweifacher Verwaltungsaufwand entsteht? 


58. Abgeordneter 
Dr. Nölling 
(SPD) 


Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
durch eine interne und gegebenenfalls pau- 
schalierte Verrechnung zwischen Bund und 
Ländern der Verwaltungsaufwand erheblich 
vermindert und das Verfahren wesentlich 
vereinfacht wird? 


59. Abgeordneter 
Walkhoff 
(SPD) 


Stimmt die Bundesregierung mit der Auffas- 
sung überein, daß die gegenwärtige Rechts- 
lage, nach der Arzte nicht dazu verpflichtet 
sind, Untersuchungsbefunde dem Patienten 
bzw. der Kasse zwecks Verwendung bei späte- 
ren ärztlichen Behandlungen zur Verfügung 
zu stellen, sich dadurch zum Nachteil des Pati- 
enten und der Krankenkasse auswirken kann, 
daß bei Arztwechsel frühere Diagnosen lunbe- 
rücksichtigt bleiben und neue aufwendige 
Untersuchungen den Patienten bzw. den Kas- 
sen in Rechnung gestellt werden, und wenn ja, 
welche gesetzlichen Maßnahmen kann sie er- 
greifen, um das zu verhindern? 


60. Abgeordneter 
Freiherr Ostman 
von der Leye 
(SPD) 


Wie erklärt die Bundesregierujig die Tatsache, 
daß die Deutsche Lebens-Rettungs-Gesellschaft 
€. V., die nicht nur in Zivilschutz- und Kata- 
strophenfällen, sondern auch im normalen All- 
tag — so z. B. im Jahr 1973 in 594 Lebensret- 
tungsfällen, darunter 71 unter Lebensgefahr, 
in 5476 Sachbergungen und 54 001 Erste-Hilfe- 
Fällen an Land — tätig ist und somit eine 
lebensnotwendige Aufgabe für den Staat über- 
nommen hat, überhaupt keine staatliche Bei- 
hilfe vom Bund erhält? 
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61. Abgeordneter 
Freiherr Ostman 
von der Leye 
(SPD) 


Sieht die Bundesregierung die Zuwendung von 
nur 19 000 DM im Haushaltsplan 15 02 Tit. 
684 06, erstmals für das Haushaltsjahr 1973, an 
die Deutsche Lebens-Rettungs-Gesellschaft 
e, W angesichts der Tatsache, daß diese im 
Zeitraum 1950 bis 1973 11 218 000 Ausbildun- 
gen mit Prüfungsabschluß durchgeführt — und 
damit eine wichtige Aufgabe für die Allge- 
meinheit übernommen hat — als ausreichend 
an? 


62. Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


Wie hoch liegt der zusätzliche Personal- und 
Sachaufwand, der den Gemeinden bzw. den 
Stadt- und Landkreisen aus, der Abwicklung 
der Ausgabe von Gutscheinen im Rahmen der 
Heizölzuschußaktion entsteht, und könnte 
nicht aus Vereinfachungsgründen generell auf 
die Einkommensüberprüfung für Familien mit 
drei und mehr Kindern sowie für Rentnerhaus- 
halte verzichtet werden, da nach Erfahrungs- 
berichten der Abwicklungsbehörden über 80 ^/ü 
dieses Personenkreises einen Anspruch auf 
derartige Begünstigungen besitzen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 


63. Abgeordneter 
Schreiber 


(SPD) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, für Werks- 
wohnungen eine ähnliche Lösung einzuführen, 
wie sie für die Unverfallbarkeit von Betriebs- 
renten vorgesehen ist? 


64. Abgeordneter 
Wurche 


(SPD) 


Welche Maßnahmen sind auf Grund der ge- 
genwärtigen Energiesituation von der Bun- 
desregierung eingeleitet worden, um bei künf- 
tigen Baugenehmigungen eine Mindestforde- 
rung von entsprechenden Isolierungen im 
Wohnungsbau sicherzustellen? 


65. Abgeordneter 
Dr. Schneider 


(CDU/CSU) 


Wieviel Sozialwohnungen werden nach Schät- 
zung der Bundesregierung voraussichtlich 1974 
gebaut werden? 


66. Abgeordneter 

Dr. Schneider 


(CDU/CSU) 


Welche xMietbelastung hält die Bundesregie- 
rung im sozialen Wohnungsbau auch für die 
unteren Einkommensschichten noch für trag- 
bar, und durch welche Maßnahmen gedenkt 
die Bundesregierung, im sozialen Wohnungs- 
bau ein tragbares Mietniveau zu gewährlei- 
sten? 
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Geschäftsbereidi des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


67. Abgeordneter 
Spranger 
(CDU/CSU) 


68. Abgeordneter 
Dr. Köhler 
(Wolfsburg) 

(CDU/CSU) 


69. Abgeordneter 
Baron 

von Wrangel 

(CDU/CSU) 


70. Abgeordneter 
Baron 

von Wrangel 
(CDU/CSU) 


71. Abgeordneter 
Dr. Wittmann 
(München) 
(CDU/CSU) 


72. Abgeordneter 
Hösl 

(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
zwischenzeitlich getroffen, um nach Möglich- 
keit die Vollstreckung der Urteile der Justiz 
der „DDR" gegen die Ansbacher Fluchthelfer 
Garden und Biehlert zu verhindern, und was 
gedenkt die Bundesregierung in dieser Sache 
weiterhin zu unternehmen? 

Ist die Bundesregierung in den Gesprächen mit 
der DDR bereit, darauf hinzuwirken, daß von 
den jährlich zu leistenden Zahlungen zu La- 
sten des Bundeshaushalts für Verkehrsabga- 
ben und Transitgebühren an die DDR ein an- 
gemessener Betrag z.um Zweck der Instand- 
setzung der Transitstraßen von und nach 
Westberlin eingesetzt wird? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
DDR, obwohl sie der Konvention gegen die 
Diskriminierung im Bildungswesen vom 14. 
Dezember 1960 beigetreten ist, die Grundsätze 
dieser Konvention permanent verletzt? 

Ist der Bundesregierung insbesondere be- 
kannt, daß es jungen aktiven Christen sowie 
anderen jungen Menschen, die die kommuni- 
stische Überzeugung nicht teilen, erschwert 
wird, weiterführende Schulen und Hochschu- 
len zu besuchen, und kann die Bundesregie- 
rung dem Bundestag zu diesem Thema eine 
umfassende Information vorlegen? 

Ist die Bundesregierung gegenüber der „DDR" 
Verpflichtungen eingegangen, auch von der 
Seite der Bundesrepublik Deutschland die 
Demarkationslinie so anzustrahlen, daß die 
Organe der „DDR" diese Linie besser über- 
wachen können, insbesondere im Zuge der 
neu geschaffenen Grenzübergangsstellen? 

Was hat den Bundesminister für innerdeutsche 
Beziehungen veranlaßt, am 21. März 1973 
unter dem Aktenzeichen M 7/74 203 einem 
'über die Zonengrenze geflüchteten Ehepaar 
mitzuteilen, „die Rückführung Ihrer Kinder 
sei zugesagt und sichergestellt", und es sollten 
Vonseiten des Ehepaars keine Leistungen für 
das „zuständige" Jugendamt der „DDR" erfol- 
gen, bis das Ministerium Gelegenheit gehabt 
habe, zu der entsprechenden Aufforderung des 
„DDR" -Jugendamts Stellung zu nehmen, und 
aus welchen Gründen haben die drei minder- 
jährigen Kinder des Ehepaars, die seit 1969 
von den „DDR"-Behörden in menschenrechts- 
widriger Weise in verschiedenen Kinderhei- 
men zwangsweise zurückgehalten werden, im- 
mer noch nicht aus der „DDR" zu ihren Eltern 
ausreisen dürfen? 
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73. Abgeordneter 
HÖsI 

(CDU/CSU) 


Wie vielen zwangsweise in der „DDR" zurück- 
gehaltenen Kindern verwehrt die „DDR" die 
Ausreise zu ihren im freien Teil Deutschlands 
lebenden Eltern, und was hat die Bundesregie- 
rung dagegen unternommen, was unternimmt 
sie insbesondere dagegen, daß die „DDR" aus 
ihrer Unmenschlichkeit noch ein Geschäft 
macht, indem sie für die erzwungene Heim- 
unterbringung dieser Kinder von den betrof- 
fenen Eltern die Kosten erpreßt? 


74. Abgeordneter 
Müller 
(Berlin) 
(CDU/CSU) 


Inwieweit ist in den nach Pressemeldungen 
der letzten Wochen sich häufenden Fällen von 
Verurteilungen von sogenannten Fluchthelfern 
zu 8, 12 und mehrjährigen Freiheitsstrafen 
durch Maßnahmen der Bundesregierung 
Rechtsbeistand für Bürger der Bundesrepublik 
Deutschland gewährleistet worden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie und 
für das Post- und Fernmeldewesen 


75. Abgeordneter 
Baier 

(CDU/CSU) 


76. Abgeordneter 
Dr. Meinecke 
(Hamburg) 
(SPD) 

77. Abgeordneter 
Dr. Meinecke 
(Hamburg) 
(SPD) 

78. Abgeordneter 
Dr. Schweitzer 
(SPD) 


79. Abgeordneter 
Dr. Dübber 


(SPD) 


Wann wird die Zusage von Bundeskanzler 
Brandt anläßlich eines Besuchs im Deutschen 
Krebsforschungszentrum in Heidelberg im 
Jahr 1973, wonach das Deutsche Krebsfor- 
schungszentrum Heidelberg als Großfor- 
schungseinrichtung übernommen wird, einge- 
löst? 


Welche Bedeutung mißt die Bundesregierung 
der Parapsychologie bei? 


Sieht sich die Bundesregierung durch Ereig- 
nisse der letzten Zeit veranlaßt, die parapsy- 
chologische Forschung in erheblichem Um- 
fange zu unterstützen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die bis- 
herige Arbeit der von ihr zur Zeit mehr oder 
weniger ausschließlich finanziell geförderten 
Deutschen Gesellschaft für Friedens- und Kon- 
fliktforschung, und hat sie gegebenenfalls 
durch ihre Vertreter im Kuratorium bzw. als 
einer der Gesellschafter an dieser Arbeit öf- 
fentlich Kritik geübt? 

Ist es richtig, daß die Deutsche Bundespost 
den Vertrieb von 51 Zeitungen und Zeit- 
schriften aus der DDR eingestellt hat, weil die 
Hersteller die erforderlichen Gebühren nicht 
länger bezahlen wollten, und — bejahenden- 
falls — ■ betrachtet die Bundesregierung diese 
formal sicherlich korrekte Entscheidung als 
mit ihrer Politik der innerdeutschen Annähe- 
rung übereinstimmend? 
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80. Abgeordneter 

Dr. Evers 


(CDU/CSU) 


81. Abgeordneter 
Dr. Evers 


(CDU/CSU) 


82. Abgeordneter 

Dr. Dübber 


(SPD) 


83. Abgeordneter 

Dr. Riedl 

(München) 

(CDU/CSU) 


Treffen Informationen zu, daß an Wochen- 
enden in bestimmten kleineren Orten keine 
Telegramme zugestellt werden, weil dies mit 
zu hohen Kosten verbunden ist, und was ist 
unter kleineren Orten in diesem Zusammen- 
hang zu verstehen? 

Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, 
daß durch diesen Tatbestand und die Unkennt- 
nis der Bevölkerung über diesen Tatbestand 
Telegramme unnötig aufgegeben werden und 
vermeidbare Kosten bei den Aufgebenden ver- 
ursachen, und was beabsichtigt die Bundes- 
regierung zu unternehmen, um zu gewährlei- 
sten, daß die Bevölkerung darüber informiert 
wird, daß ein als selbstverständlich erwarteter 
Service der Deutschen Bundespost, nämlich die 
schnelle Zustellung von Telegrammen, in be- 
stimmten Orten nicht mehr erbracht wird? 


Sind der Bundesregierung Fälle bekannt ge- 
worden, in denen, wie in der Fernsehsendung 
„Panorama" vom 4. Februar 1974 dargestellt, 
Postkunden den Kauf von Briefmarken mit 
dem Porträt von Rosa Luxemburg abgelehnt 
haben? 

Kann die Bundesregierung ausschließen, daß 
es im Zusammenhang mit den Tarifauseinan- 
idersetzungen im Öffentlichen Dienst zum 
„Dienst nach Vorschrift" bei der Deutschen 
Bundespost kommt, und ist damit zu rechnen, 
daß ein solcher Dienst nach Vorschrift auch 
Beeinträchtigungen in der Übertragung der 
Fernsehprogramme von ARD und ZDF mit 
isich bringen wird? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


84. Abgeordneter 

Dr. Slotta 


(SPD) 


Hat die Bundesregierung die Absicht, auf die 
Kultusministerien der Bundesländer dahin 
gehend einzuwirken, daß die Schulzeit von 
dreizehn auf zw^ölf Jahre gesenkt wird, da die 
Bundesrepublik Deutschland neben Österreich 
und einigen Kantonen der Schweiz der einzige 
Staat ist, in dem das Abitur erst nach dreizehn 
Schuljahren erworben werden kann, und will 
sie für einen solchen Schritt — sofern Schwie- 
rigkeiten auftauchen sollten — durch For- 
schungsaufträge eine wissenschaftliche Grund- 
lage herstellen lassen? 


85, Abgeordneter Hat der Bundeswissenschaftsminister den Abi- 
Dr. Hornhues turlehrgang des Deutschen Blindenbildungs- 
(CDU/CSU) Werks als Modellversuch anerkannt bzw. ge- 

denkt er dies zu tun? 
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86. Abgeordneter 
Pfeifer 


(CDU/CSU) 


87. Abgeordneter 
Pfeifer 
(CDU/CSU) 


88. Abgeordneter 
Dr. Gölter 


(CDU/CSU) 


89. Abgeordneter 
Dr. Gölter 
(CDU/CSU) 

90. Abgeordneter 
Vahlberg 
(SPD) 


91. Abgeordneter 
Dr. Fuchs 


(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Ansicht des 
niedersächsischen Kultusministers von Oert- 
zen, im Hochschulrechtsrahmengesetz des Bun- 
des müsse ein Ordnungsrecht mit einem abge- 
stuften Katalog von Maßnahmen verankert 
werden? 

Beabsichtigt die Bundesregierung eine Anhe- 
bung des Grundstipendiums und eine Erhö- 
hung der FamiLienzuschläge sowie des Ehe- 
gattenfreibetrags nach dem Graduiertenförde- 
rungsgesetz? 

Hat die Bundesregierung die Absicht, den für 
die Beratungen des Hochschulrechtsrahmen- 
gesetzes zuständigen Bundestagsausschüssen 
einen Formulierungsvorschlag für ein Ord- 
nungsrecht mit einem abgestuften Katalog von 
Maßnahmen unverzüglich zu unterbreiten? 

Bis wann ist mit der Vorlage einer Novelle 
zum Graduiertenförderungsgesetz zu rechnen? 


Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregie- 
rung zu ergreifen um sicherzustellen, daß 
politischen Flüchtlingen, deren Asylverfahren 
noch nicht abgeschlossen ist und die aus die- 
sem Grund keinen Anspruch auf Förderung 
nach dem Bundesausbildungsförderungsgesetz 
oder dem Graduiertenförderungsgesetz haben, 
die Fortsetzung ihres Studiums wirtschaftlich 
ermöglicht wird? 

Zu welchem Termin beabsichtigt die Bundes- 
regierung, die Durchführungsverordnung zu 
§ 14 a des Bundesausbildungsförderungsgeset- 
zes zu erlassen, und ist dabei daran gedacht, 
auch die Förderung von Tagesheimschülern 
mit einzubeziehen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


92. Abgeordneter 
Dr. Bardens 


(SPD) 


Wieso konnten bei einem Bruch der Öl-Pipe- 
line bei Dinslaken größere Mengen Rohöl aus.- 
strömen, bis dies durch Zufall von Spazier- 
gängern entdeckt wurde, obwohl langeblich 
modernste Warngeräte vorhanden waren, und 
welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, einen solchen- Vorfall für die Zukunft 
auszuschließen? 


93. Abgeordneter Inwieweit ist die Bundesregierung über Pläne 
Dr. Haenschke zum Bau eines Kernkraftwerks in Luxemburg 
(SPD) nahe der Grenze zur Bundesrepublik Deutsch- 

land informiert? 
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94. Abgeordnete 

Frau Benedix 


(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung bei dem Entwurf 
eines Gesetzes zur Vereinheitlichung der Be- 
amtenversorgung in Bund und Ländern eine 
Änderung der Ruhensvorschriften vorgesehen, 
und ist dabei vorgesehen, daß Kriegerwitwen 
mit eigenem Pensionsanspruch auch ein Recht 
auf den Pensionsanspruch ihres Mannes be- 
kommen? 


95. Abgeordneter 
Wende 


(SPD) 


96. Abgeordneter 
Büchler 


(Hof) 

(SPD) 


97. Abgeordneter 
Büchler 


(Hof) 

(SPD) 


98. Abgeordneter 

Dr. Jobst 
(CDU/CSU) 


99. Abgeordneter 
Dr. Jobst 
(CDU/CSU) 


100. Abgeordneter 
Dr. Sperling 
(SPD) 


101. Abgeordneter 
Dr. Marx 


(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
darauf hinzuwirken, daß bei den Diskussio- 
nen um das Wasserhaushaltsrecht auch die 
berechtigten Interessen des Wassersports 
(z. B. Rudern, Kanu, Wasserwandern) ange- 
messen berücksichtigt werden? 


Hat die Bundesregierung die Absicht, Maß- 
nahmen nach dem Wassersicherstellungsgesetz 
in notwendigem Umfang auch im Zonenrand- 
gebiet durchzuführen? 


Gibt es größere Bereiche im Zonenrandgebiet, 
die in die bisherigen Maßnahmen noch nicht 
einbezogen worden sind? 


Warum hat die Bundesregierung den schwer- 
wiegenden Vorwurf, „der Bundesgrenzschutz 
sei viel gefährlicher als die Bundeswehr, da 
er die Leute aufgenommen habe, die beim 
Aufbau der Bundeswehr wegen mangelnder 
demokratischer Qualifikation durchgefallen 
tselen" (Meldung in der Welt vom 19. Januar 
1974), nicht zurückgewiesen? 


Besteht Anlaß zur Besorgnis über eine demo- 
kratische Unzuverlässigkeit beim Bundes- 
grenzschutz? 

Welche gewerberechtlichen oder anderen Mög- 
lichkeiten sieht die Bundesregierung, zur För- 
derung des Eigeninteresses an umweltschüt- 
zenden Maßnahmen die Entnahme von Fluß- 
wasser durch einzelne Gemeinden und Pro- 
duktionsstätten grundsätzlich so zu regeln, 
daß die jeweilige Entnahmestelle flußabwärts 
■der Stelle liegt, an der durch die gleiche Ge- 
meinde und Produktionsstätte Abwässer ein- 
geleitet werden? 


Beabsichtigt die Bundesregierung, die Aufklä- 
rungstätigkeit der Grenzaufsichtsorgane des 
Bundes an der innerdeutschen Grenze über 
Vorkommnisse auf den Transitstrecken (Er- 
fassung von Mitteilungen von Reisenden, ge- 
zielte Befragung) einzuschränken oder den 
Meldeweg nach neuen Gesichtspunkten zu 
reglementieren? 
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102. Abgeordneter 
Jäger 
(Wangen) 
(CDU/CSU) 


103. Abgeordneter 
Jäger 
(Wangen) 
(CDU/CSU) 


104. Abgeordnete 

Frau Eilers 
(Bielefeld) 
(SPD) 


105. Abgeordnete 

Frau Eilers 

(Bielefeld) 

(SPD) 


106. Abgeordneter 
Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 
(SPD) 


Treffen Pressemeldungen zu (Welt vom 24. Ja- 
nuar 1974), wonach die Angehörigen der so- 
wjetischen Militärmissionen in der Bundesre- 
pubük Deutschland neuerdings hauptsächlich 
nachts lunterwegs. sind und dabei die verschie- 
denartigsten Objekte von militärischer Bedeu- 
tung fotografieren, und ist nach Auffassung 
der Bundesregierung die Schiußfolgerunig ge- 
rechtfertigt, daß diese Tätigkeit einer detai- 
iiierten Einmarscherkundung dient? 

Hält die Bundesregierung umfangreiche Er- 
kundungsfahrten vor allem nächtlich durchge- 
führte, für vereinbar mit der von der Bundes- 
regierung in der Fragestunde des Deutschen 
Bundestags vom 23. Januar 1974 umschriebe- 
nen Aufgabe der sowjetischen Militärmissio- 
nen, die Verbindung zwischen dem Oberbe- 
fehlshaber der in der DDR stationierten 
Gruppe der sowjetischen Streitkräfte in 
Deutschland und den Oberkommandierenden 
der in der Bundesrepublik Deutschland statio- 
nierten Streitkräfte der Vereinigten Staaten, 
Großbritanniens und Frankreichs und deren 
Stäben aufrecht zu erhalten, und ist die Bun- 
desregierung verneinendenfalls entschlossen, 
darauf hinzuwirken, daß ein Mißbrauch der 
Bewegungsfreiheit der sowjetischen Militär- 
missionen in der Bundesrepublik Deutschland 
unterbleibt? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, künftig den 
gleichzeitigen Erwerb der deutschen Staatsan- 
gehörigkeit vorzusehen, wenn deutsche Eltern 
oder ein deutscher Elternteil einen Minderjäh- 
rigen mit fremder Staatsangehörigkeit oder 
einen staatenlosen Minderjährigen adoptie- 
ren? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, isich bei 
einer derartigen Änderung der Reichs- und 
Staatsangehörigkeitsgesetze an den Regelun- 
gen anderer und gegebenenfalls welcher, euro- 
päischen Staaten zu orientieren? 

Wann ist auf deutschen Flughäfen mit dem 
Einsatz technischer Geräte zur Durchsuchung 
von Personen (z. B. Thor-Sonden, Detektoren- 
Geräte) und Sachen zu rechnen, so daß eine 
manuelle Kontrolle nicht mehr notwendig ist? 


Geschäftsbereidi des Bundesministers der Justiz 


107. Abgeordneter 
Kahn- 
Ackermann 
(SPD) 


Wird sich die Bundesregierung entsprechend 
der Empfehlung 719 der Beratenden Versamm- 
lung des Europarats im Ministerkomitee dafür 
einsetzen, daß der Expertenausschuß für Men- 
schenrechte ein Übereinkommen über die Fra- 
gen der Freizügigkeit von Künstlern in Aus- 
übung ihres Berufs in allen europäischen 
Staaten vorbereitet? 
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108. Abgeordneter 
Dr. Penner 


(SPD) 


109. Abgeordneter 
Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 


110. Abgeordneter 
Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 


111. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Lepsius 
(SPD) 


Ist der Bundesregieruing bekannt, daß manche 
Geschäftsleute bei Ladendiebstahl nicht nur 
Strafanzeige erstatten, sondern auch eine soge- 
nannte „Bearbeitungsgebühr" erheben, und 
beabsichtigt die Bundesregierung, igegebenen- 
falls durch geeignete gesetzgeberische Vor- 
schläge solche Praktiken zu unterbinden? 

Ist dem Bundeskanzler bekannt, daß im Ur- 
teilstenor des Grundvertragsurteils das Bun- 
desverfassungsgericht den Vertrag vom 21. 
Dezember 1972 nur „in der sich aus den Grün- 
den ergebenden Auslegung" mit dem Grund- 
gesetz für vereinbar erklärt hat und daher die 
Aussage, daß das Bundesverfassungsgericht 
schlechthin die Verfassungsmäßigkeit des 
Grundvertrags bestätigt hat (Bericht zur Lage 
der Nation), unvollständig und irreführend ist? 

Ist für den Bundeskanzler und alle Staatsor- 
gane auf Grund des Urteilstenars vom 31. Juli 
1973 und der damit in Einklang stehenden 
Feststellung des Gerichts, daß alle Ausführun- 
gen der Urteilsbegründung nötiger Teil der 
die Entscheidung tragenden Gründe sind, auch 
jeder sinnvolle Teil der Begründung des Bun- 
desverfassungsgerichts zur Rechtslage Deutsch- 
ilands und der Deutschen ebenso für sich al- 
lein wie im Zusammenhang verbindlich, nach- 
dem die Auslegung und Durchsetzung der 
schrankensetzenden Gewalt der Verfassungs- 
ordnung auch gegenüber politischen Richtli- 
nien dem Bundesverfassungsgericht ohne Ver- 
letzung des Spielraums der politischen Gestal- 
tung innerhalb dieser Schranken obliegt? 

Erwägt die Bundesregierung ergänzend neben 
einer Verbesserung der außergerichtlichen 
Rechtshilfe auch die notwendige Reform des 
Armenrechts, um den durch das Grundgesetz 
gewährleisteten Rechtsschutz wirksamer zu 
gestalten, und welche Vorstellungen liegen 
bereits vor? 


Gesdiäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


112. Abgeordneter 
Engelsberger 
(CDU/CSU) 


Wie ist die Absicht der Bundesregierung, in 
der Privatwirtschaft Bewirtungsspesen künftig 
nicht mehr als Betriebsausgaben anzuerken- 
nen, vereinbar mit der Tatsache, daß die Bun- 
desregierung ihre eigenen Gäste relativ auf- 
wendig zu betreuen pflegt? 


113. Abgeordneter 
Josten 


(CDU/CSU) 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
den Arbeitnehmern im ländlichen Raum zu 
helfen, die täglich viele Kilometer zu ihrer 
Arbeitsstätte mit dem Auto oder Motorrad 
zurücklegen müssen und daher besonders hart 
von (der Benzinverteuerung betroffen sind? 
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114. Abgeordneter 
Immer 


(SPD) 


115. Abgeordneter 
Löher 
(CDU/CSU) 


116. Abgeordneter 
Löher 


(CDU/CSU) 


117. Abgeordneter 
Offergeld 
(SPD) 


118. Abgeordneter 

Berger 

(CDU/CSU) 


119. Abgeordneter 
Berger 
(CDU/CSU) 


120. Abgeoidneter 
Volmer 
(CDU/CSU) 


Welche Miaßnahmen gedenkt die Bundesregie* 
rung zu ergreifen, um die auf das Automobil 
angewiesenen Berufspendler, die durch die 
starke Benzinpreiserhöhung übermäßLg be- 
lastet werden, so zu entlasten, daß das (Schon 
normialerweise vorhandene Mindereinkommen 
nicht noch weiter abgeseUkt wird? 

Handelt es sich um ein Versehen, oder ist es 
Absicht der Bundesregierung, Sportvereine ab 
1974 mit Grundsteuer zu belasten, da das^ 
Grundsteuergesetz vom 7. August 1973 eine 
Grundsteuerbefreiung für Sportvereine, wie 
es in § 4 Ziffer 4 des Grundsteuergesetzes 
vom 1. Dezember 1936 zum Ausdruck kam, 
nicht mehr vorsieht? 

Waren bis einschließlich 1973 nur die in § 8 
der Grundsteuer-Durchführungsverordnung 
aufgezählten Gebäudeteile grundsteuerbegün- 
stigt, soweit sie für sportliche Zwecke benutzt 
wurden, oder wäre es auch denkbar, daß dar- 
über hinaus z. B. Stallgebäude der Reit- und 
Fahrvereine von der Grundsteuer befreit wer- 
den sollten? 

Welchen Anlaß hatte die Bundesregierung zur 
Herausgabe des sogenannten Haar-Erlasses 
vom 13. Dezember 1973, der Vorschriften über 
die Länge des Kopfhaars der Zollbeamten 
enthält, und ist die Bundesregierung der An- 
sicht, daß heutzutage das vertrauenserwek- 
kende Gesamtbild der Zollbeamten -in Frage 
gestellt ist, wenn eine bestimmte Haarlänge 
überschritten wird? 

Hält die Bundesregierung es noch länger für 
vertretbar, daß Bewohnern von Alten- und 
Altenpflegeheimen trotz der hohen Preis- und 
Kostensteigerungen der letzten Jahre weder 
ein spezieller Steuerfreibetrag noch wenig- 
stens der Freibetrag gewährt wird, der älteren 
Personen bei Beschäftigung einer Hausgehilfin 
zusteht, obwohl in den Leistungen der Alten- 
und Altenpflegeheime entsprechende Hilfslei- 
stungen enthalten sind? 

Welche Gründe haben die Bundesregierung 
bewogen, sowohl bisher als auch im Entwurf 
eines Dritten Steuerreformgesetzes auf eine 
Neuregelung dieser Rechtslage zu verzichten, 
obwohl sie der Bundesfinanzminister in einem 
Schreiben an den Bund der Ruhestandsbeam- 
ten und Hinterbliebenen selbst als unbefrie- 
digend bezeichnet hat? 

Trifft es zu, daß nach den Preis- und Kosten- 
steigerungen der letzten Jahre immer mehr 
Bewohner von Altenheimen und Altenpflege- 
heimen Lohn- und Kirchensteuer zu zahlen 
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121, Abgeordneter 
Volmer 

(CDU/CSU) 


122. Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


123. Abgeordneter 
Freiherr 
von Fircks 
(CDU/CSU) 


124. Abgeordneter 
Freiherr 
von Fircks 
(CDU/CSU) 


125. Abgeordneter 
Sauer 
(Salzgitter) 
(CDU/CSU) 


126. Abgeordneter 
Sauer 
(Salzgitter) 
(CDU/CSU) 


haben, obwohl ihre verbleibenden Nettoein- 
künfte nicht mehr ausreichen, um die notwen- 
digen Kosten der Heimunterbringung zu be- 
streiten? 

Teilt die Bundesregierung die Ansicht, daß 
diese Besteuerung dem Grundsatz wider- 
spricht, jedem Bürger — notfalls über die 
steuerliche Anerkennung von „außerordent- 
lichen Aufwendungen" — von seinen Einkünf- 
ten wenigstens das Existenzminimum .einkom- 
mensteuerfrei zu belassen, und das diese Be- 
steuerung im Ergebnis auch auf eine unge- 
rechtfertigte Belastung der zur Sozialhilfe ver- 
pflichteten Gemeinden mit Lohn- und Kirchen- 
steuerbeträgen hinausläuft? 

Ist die iBundesregierung bereit, angesichts der 
weit überdurchschnittlichen Arbeitslosigkeit in 
der Bauwirtschiaft des Zonenrandgebiets aus- 
nahmsweise und im Vorgriff Neubaumaßnah- 
men im Straßenbau des Zonenrandgebiets vor 
Verabschiedung des Bundeshaushalts zu ge- 
nehmigen, um so wenigstens im Frühjahr 
eine Milderung der unerträglichen Härten für 
die am stärksten betroffenen Bauarbeiter zu 
erreichen? 

Ist die Bundesregierung in der Lage, insbeson- 
dere in Ansehung beispielsweise der Entwick- 
lung des Bruttosozialprodukts in den Vertrei- 
bungsgebieten, wenigstens Annäherungswerte 
für die Umrechnung der in der Drucksache 
7/1455 genannten Reichsmarkwerte von 1945 
in Deutsche Mark des Jahres 1973 zu nennen? 

Wie hoch ist der Einheitswert und der Ver- 
köhrswert 1945 der deutschen Vermögenswer- 
te in den Vertreibungsgebieten derjenigen im 
Bundesgebiet wohnenden Deutschen, die nicht 
feststellungsberechtigt sind oder — obwohl 
feststellungsberechtigt — am 30. Juni 1973 in 
der Feststellungsstatistik noch nicht erfaßt wa- 
ren, aufgegliedert nach Vermögenswerten und 
Vertreibungsgebieten entsprechend der Druck- 
sache 7/1455? 

Wie hoch ist der Einheitswert und Verkehrs- 
wert 1945 der deutschen Vermögenswerte in 
den Vertreibungsgebieten derjenigen Deut- 
schen, die nicht in der Bundesrepublik Deutsch- 
land, sondern in anderen Staaten und der 
„DDR" Aufnahme gefunden haben, aufgeglie- 
dert nach Vermögenswerten und Vertreibungs- 
gebieten entsprechend der Drucksache 7/1455? 

Wie hoch ist der Einheitswert und der Ver- 
kehrswert 1945 der deutschen Vermögenswer- 
te in den Vertreibungsgebieten für die in der 
Drucksache 7/1455 genannten Vermögensarten 
der juristischen Personen des privaten und 
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Öffentlichen Rechts aufgegliedert nach Vermö- 
gensarten und Vertreibungsgebieten entspre- 
chend der Drucksache 7 '1455 (soweit nicht be- 
reits in der Drucksache 7/1455 als Anteilsver- 
inögen ausgewiesen)? 


127. Abgeordneter 
Müller 
(Berlin) 
(CDU/CSU) 


Worauf stützt sich die Bundesregierung in 
ihrer Antwort betr. Dokumentation der deut- 
schen Vermögenswerte in den Vertreibungs- 
gebieten (Drucksache 7/1455), die Hausrats- 
schäden im Schnitt mit etwa 100 RM je Kopf 
zu bewerten? 


128. Abgeordneter 
Kunz 
(Berlin) 
(CDU/CSU) 


Wie hoch ist der Verkehrswert 1945 der 
deutschen Vermögenswerte in den Vertrei- 
bungsgebieten, die zum nicht werbenden öf- 
fentlichen Vci'mögen gehören, aufgegliedert 
nach Vertreibungsgebieten? 


129. Abgeordneter 
Kunz 
(Berlin) 
(CDU/CSU) 


Bis wann kann die Bundesregierung der deut- 
schen Öffentlichkeit alle vorhandenen Unter- 
lagen als ausführliche Dokumente über deut- 
sche Vermögenswerte in den Vertreibungsge- 
bieten vorlegen? 


130. Abgeordneter Womit erklärt die Bundesregierung die wider- 

Nordlohne sprüchlichen Auffassungen des Bundeswirt- 

(CDU/'CSU) Schaftsministers und des Bundesfinanzmini- 

sters in der Frage der Anhebung der Kilo- 
mcterpauschale für Arbeitnehmer bei Fahrten 
zwischen Wohnung und Arbeitsstätte, wonach 
in der Fragestunde der 66. Sitzung des Deut- 
schen Bundestags am 28. November 1973 (Fra- 
ge 69) der Parlamentarische Staatssekretär 
beim Bundeswirtschaftsminister, Grüner, die 
Anhebung der Kilometerpauschale im Rahmen 
der Steuerreform zum 1. Januar 1975 ankün- 
digte und gemäß § 53 Abs. 1 Ziff. 2 des von 
der Bundesregierung durch den Bundesfinanz- 
minister Schmidt, in der 77. Sitzung des Deut- 
schen Bundestags am 25. Januar 1974 einge- 
brachten Gesetzentwurf eines Dritten Steuer- 
reformgesetzes mit dem Zeitpunkt des Inkraft- 
tretens 1. Januar 1975 nach wie vor bei Benut- 
zung eines eigenen Pkw als Werbungskosten- 
pauschale ein Betrag von 0,36 DM pro Kilo- 
meter vorgesehen ist? 


131. Abgeordneter 
Nordlohne 


(CDU/CSU) 


Was gedenkt die Bundesregierung, nachdem 
im Rahmen der Reform des Einkommensteuer- 
gesetzes keine Erhöhung der Kilometerpau- 
schale beabsichtigt ist, an anderen Maßnah- 
men zu ergreifen, um den berechtigten Forde- 
rungen der Arbeitnehmer auf Berücksichti- 
gung der erhöhten Aufwendungen für Fahrten 
zwischen Wohnung und Arbeitsstätte bei den 
Werbungskosten endlich zu entsprechen? 
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132. Abgeordnete Welche Konsequenzen wird die Bundesregie- 
Frau Dr. Riedel- rung aus der Kritik an der Konditionenge- 
Martiny staltung der Kreditinstitute durch das Bundes- 

(SPD) aufsichtsamt für das Kreditwesen ziehen? 


133. Abgeordneter 
Haase 
(Kassel) 
(CDU/CSU) 


134. Abgeordneter 
Haase 
(Kassel) 
(CDU/CSU) 


135. Abgeordneter 
Hauser 
(Krefeld) 
(CDU/CSU) 


136. Abgeordneter 
Hauser 
(Krefeld) 
(CDU/CSU) 


137. Abgeordneter 
Wissebach 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung der Meinung, daß sich 
das Bundesaufsichtsamt für das Kreditwesen 
bei der laufenden Überwachung der Investi- 
tions- und Handelsbank in Frankfurt pflicht- 
gemäß verhalten hat? 

Welche Rolle haben der Vorstand, der Auf- 
sichtsrat, insbesondere der frühere Aufsichts- 
ratsvorsitzende Hesselbach, und die Wirt- 
schaftsprüfer bei der Bewertung kritischer Ein- 
zelengagements der IHB durch das Bundes- 
lauf sichtsamt für das Kreditwesen gespielt? 

Trifft es zu, daß das Bundesaufsiditsamt für 
das Kreditwesen erst im Herbst 1973 mit Auf- 
lagen an die Investitions- und Handelsbank 
herantrat, nachdem seit mindestens ein- bis 
eineinhalb Jahren bei diesem Kreditinstitut 
zwingende Vorschriften des KWG über Groß- 
kredite (§ 13 Abs. 4) und des AktG über deren 
Bewertung (§ 256 Abs. 5) verletzt waren? 

Trifft es zu, daß sich das Bundesaufsichtsamt 
für das Kreditwesen zu Verstößen gegen zwin- 
gende Strukturnormen des KWG erst nach und 
nicht vor dem Übergang des Mehrheitsbesitzes 
dieses Instituts an die Hessische Landesbank 
geäußert hat? 

Hat sich der Präsident des Bundesaufsichtsamts 
für das Kreditwesen bei seinen Entscheidun- 
gen und Verfügungen, die sich einseitig zu 
Lasten des späteren Mehrheitsaktionärs, der 
Hessischen Landesbank, ausgewirkt haben, auf 
Auskünfte des früheren Aufsichtsratsvorsit- 
zenden Hesselbach und des Vorstandsvorsit- 
zenden der IHB-Aktien abgebenden Westdeut- 
ischen Landesbank Poullain gestützt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


138. Abgeordneter 
Kiechle 
(CDU/CSU) 


Welche Auswirkungen hat die faktische Ab- 
wertung des französischen Franc auf die deut- 
sche Landwirtschaft hinsichtlich der Wettbe- 
werbsfähigkeit, des Importdrucks von franzö- 
sischen Nahrungsmitteln auf den deutschen 
Markt, des eigenen Marktanteils der Preis- 
konkurrenz auf Exportmärkten und der ge- 
meinsamen Erzeugerpreise deutscher und fran- 
zösischer Bauern? 
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139. Abgeordneter 
Kiechle 
(CDU/CSU) 


140. Abgeordnete 
Frau 

von Bothmer 
(SPD) 


141. Abgeordneter 

Gansei 


(SPD) 


142. Abgeordneter 
Eigen 
(CDU/CSU) 


143. Abgeordneter 

Eigen 

(CDU/CSU) 


144. Abgeordneter 

Stahl 

(Kempen) 

(SPD) 


145. Abgeordneter 

Stahl 

(Kempen) 

(SPD) 


Wie beabsichtigt die Bundesregierung, die mit 
dem Gesetzentwurf über die Agrarberichter- 
stattung durch einen kürzer gefaßten Berichts- 
zeitraum sowie eine Ausweitung der Erhebun- 
gen auf die Gemeinden zukommenden Mehr- 
kosten zu übernehmen, und wie wird die Ge- 
heimhaltung statistischer Einzelangaben si- 
chergestellt? 

Wird sich die Bundesregierung entsprechend 
der Empfehlung 720 der Beratenden Versamm- 
lung des Europarats betreffend die Ergebnisse 
der Europäischen Ministerkonferenz für Um- 
weltschutz in Wien vom 28. bis 30, März 1973 
dafür einsetzen, daß durch eine Konvention 
einheitliche Grundsätze für den Schutz der 
Tier- und Pflanzenwelt festgelegt werden ein- 
schließlich strenger Maßnahmen gegen das 
Jagen, Fangen und Schießen schutzbedürftiger 
Tiere, Fische und Vögel, insbesondere das 
Fangen großer Mengen von Singvögeln und 
das, Sammeln von Vogeleiern, und welche 
Schritte unternimmt sie zu diesem Zweck? 

Zu welchem Ergebnis kommt die Kosten-Nut- 
zen-Analyse der Prognos AG über die Molke- 
reitstrukturpolitik der Bundesregierung, und 
welcher Art sind die methodischen — oder 
möglicherweise agrarpolitischen — Probleme, 
die zu einer Verschiebung des Veröffent- 
lichungszeitpunkts von November 1973 auf 
März 1974 geführt haben? 

In welcher Höhe standen den einzelnen Bun- 
desländern im Rahmenplan der Gemeinschafts- 
aufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und 
des Küstenschutzes" 1973 für die Durchführung 
des ersten Rahmenplans kassenwirksame Bun- 
desmittel zur Verfügung, und in welchem Um- 
fang wurden diese tatsächlich verausgabt? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu unter- 
nehmen, damit der Grenzausgleich nach der 
Abwertung des französischen Franc gegenüber 
der D-Mark auch für Grundgetreide erhoben 
werden kann, um die Wettbewerbslage für 
deutsches Getreide gegenüber dem französi- 
schen Getreide in der EG nicht zu verschlech- 
tern? 

Trifft es zu, daß die Bundesregierung sich 
künftig an der Ausgestaltung der deutschen 
Naturparks durch Bundeszuschüsse nicht mehr 
in der gleichen Höhe wie in den Vorjahren 
beteiligen will, und falls dies zutrifft, welche 
Gründe führten zu diesem Standpunkt? 

Welche Beträge waren in den letzten fünf 
Jahren im Bundeshaushalt aufgeführt und an 
die Länder überwiesen? 
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146. Abgeordneter 
Susset 


(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die von 
der EG-Kommission für das Wirtschaftsjahr 
1974 1975 vorgeschlagene Erhöhung des Ricnt- 
Preises für Milch um angesichts der ge- 
stiegenen und noch steigenden Bearbeitungs- 
und Vermarklungskosten bei Milch und Milch- 
produkten zu einer Senkung des Milchauszah- 
lungs.preises bei den Milcherzeugern im lau- 
fenden Wirtschaftsjahr führen würde, und was 
gedenkt die Bundesregierung zu tun, daß die 
Milcherzeuger eine an der allgemeinen Ko- 
stenentwicklung angepaßte Erhöhung ihres 
Einkommens aus dem Verkauf von Milch 
erhalten? 


147. Abgeordneter 

Susset 


(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, sich im EG- 
Ministerrat für eine Richtpreiserhöhung ein- 
zusetzen, die der massiven Preiserhöhung der 
Sachkosten bei den Milchwerken und insbe- 
sondere auch den gestiegenen Produktions- 
kosten in den landwirtschaftlichen Betrieben 
gerecht wird, oder erwägt die Bundesregie- 
rung nationale Maßnahmen, um die für die 
Milcherzeuger unerträgliche Entwicklung ab- 
zuraildern? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


148. Abgeordneter 

von Schoeler 


(FDP) 


149. Abgeordneter 

Dr. Jahn 

(Münster) 

(CDU/CSU) 


150. Abgeordneter 

Franke 

(Osnabrück) 

(CDU/CSU) 


151. Abgeordneter 

Franke 

(Osnabrück) 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, darauf hinzu- 
wirken, daß die in Bebra bestehende Bundes- 
bahnfachschule erweitert und vom einfachen 
und mittleren Dienst auf den gehobenen Dienst 
ausgedehnt wird? 


Ist die Bundesregierung bereit, bei der Deut- 
schen Bundesbahn darauf hinzuwirken, daß 
zur Förderung des öffentlichen Personennah- 
verkehrs auf der Schiene nicht nur in Bal- 
lungskernen und Ballungsrandzonen, sondern 
auch in den sogenannten städtischen Verflech- 
tungsgebieten mehr Haltestellen eingerichtet 
werden, und wenn ja, welche Maßnahmen hält 
die Bundesregierung zur Verwirklichung die- 
ses Ziels für erforderlich? 


Nach welchen Prinzipien werden Lärmschutz- 
anlagen durch den Bund mitfinanziert, wenn 
z. B. durch den Bau von Umgehungsstraßen 
in dicht besiedelten Wohngebieten unerträg- 
liche Lärmbelästigungen für den Bürger be- 
stehen? 


Kann es sein, daß das Bundesverkehrsministe- 
rium in Hamburg andere Förderungsgrund- 
sätze gelten läßt als z. B. bei der Förderung 
von Lärmschutzanlagen in Hannover? 
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152. Abgeordneter 

Grobecker 

(SPD) 


153. Abgeordneter 
Dr. Eyrich 
(CDU/CSU) 


154. Abgeordneter 

Dr. Eyrich 
(CDU/CSU) 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
den zunehmenden Trend deutscher Reeder, 
ihre Schiffe unter ausländischer Flagge laufen 
zu lassen (ausflaggen), zu unterbinden? 

Teilt idie Bundesregierung die Auffassung des 
Direktors des TÜV Rheinland, Prof. Dr. Kuhl- 
mann, daß der „Führerschein auf Zeit" „ganz 
bestimmt" in Übereinstimmung mit der Euro- 
päischen Kommission auch in der Bundesrepu- 
blik Deutschland eingeführt werde? 


Hat die Bundesregierung mit der Europäischen 
Kommission in dieser Frage bereits eine Über- 
einkunft erzielt, und welche Vorstellungen in 
bezug auf die in der Vergangenheit erworbe- 
nen Führerscheine und bezüglich der Kriterien 
(Alter, Zeitablauf seit Erteilung der Fahrer- 
laubnis) für eine solche Regelung bestehen 
bereits? 


155. Abgeordneter 

Horstmeier 


(CDU/CSU) 


156. Abgeordneter 

Dr. Wittmann 

(München) 

(CDU/CSU) 


157. Abgeordneter 

Dr. Enders 
(SPD) 


158. Abgeordneter 

Dr. Enders 
(SPD) 


159. Abgeordneter 

Sauter 

(Epfendorf) 

(CDU/CSU) 


160. Abgeordneter 

Sauter 

(Epfendorf) 

(CDU/CSU) 


Treffen Pressemeldungen zu, daß die Bundes- 
regierung plant, die Straßenneubauämter in 
Nordrhein-Westfalen zu verringern oder ganz 
aufzulösen? 


Erfassen die derzeitigen Lärmprüfbestimmun- 
gen für Personenkraftwagen mit 5-Gangge- 
triebe (vorwiegend Sportwagen) diejenigen 
Betriebsweisen, die in der Regel praktiziert 
werden, ist eine Änderung dieser Bestimmun- 
gen vorgesehen, und ist die Entwicklung eines 
„Vor-Ort-Prüfverfahrens" für die Polizei so- 
weit gediehen, daß es in der Praxis ange- 
wendet werden kann? 

Mit welchem Lärmpegel muß an der Trasse der 
geplanten Nord-Süd-Schnellstrecke der Deut- 
schen Bundesbahn im Durchschnitt und im 
Höchstfall gerechnet werden? 


Wie kann sichergestellt Wierden, daß die durch 
die hohe Geschwindigkeit der Züge auf der 
Schnellstrecke verursachte Lärmbelästigung im 
Bereich von Wohnsiedlungen nicht die gesetz- 
lich festgelegten Werte übersteigt? 


Treffen Pressemeldungen zu, nach denen der 
Parlamentarische Staatssekretär Haar mehr- 
fach zur Fahrt von Bonn nach Stuttgart und 
zurück einen Salonwagen der Deutschen Bun- 
desbahn benutzte? 

Welche Kosten sind durch die Benutzung des 
Salonwagens der Deutschen Bundesbahn ent- 
standen, und welche Konsequenzen gedenkt 
die Bundesregierung aus diesem Vorfall zu 
ziehen? 
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161. Abgeordneter 
Straßmeir 


(CDU/CSU) 


162. Abgeordneter 

Dr. Blüm 


(CDU/CSU) 


163, Abgeordneter 
Dr. Waffen- 
sdimidt 
(CDU/CSU) 


164. Abgeordneter 
Wagner 
(Günzburg) 
(CDU/CSU) 

165. Abgeordneter 

Wagner 

(Günzburg) 

(CDU/CSU) 


166. Abgeordneter 

Höcherl 

(CDU/CSU) 


167. Abgeordneter 

Dr. Marx 


(CDU/CSU) 


Treffen Meldungen der Wirtschaftswoche vom 
18. und 25. Januar 1974 zu, daß der Parlamen- 
tarische Staatssekretär im Bundesverkehrs- 
ministerium den sogenannten Salonwagen der 
Deutschen Bundesbahn mehrfach für die Wo- 
chenendheimreise von Bonn nach Stuttgart 
kostenfrei benutzt hat, und wenn ja, ist die 
Bundesregierung der Auffassung, daß die Be- 
nutzung des Salonwagens der Deutschen Bun- 
desbahn im Interesse einer sparsamen Haus- 
haltsführung liegt? 

Trifft es zu, daß der Parlamentarische Staats- 
sekretär des Bundesministers für Verkehr, 
Ernst Haar, sich am 5. oder 6. Dezember 1973, 
am 21. Dezember 1973 und am 12. Januar 1974 
in einem Salonwagen, der jeweils einem Inter- 
cityzug angehängt wurde, nach Stuttgart 
transportieren ließ, und wenn ja, wurden die 
Kosten dem Parlamentarischen Staatssekretär 
Haar in Rechnung gestellt? 

Wie beurteilt idie Bundesregierung die neuen 
Pläne der Landesregierung von Nordrhein- 
Westfalen, den Flughafen Köln-Bonn wesent- 
lich zu vergrößern, und was gedenkt die Bun- 
desregierung zu tun, um, insbesondere als 
Vertreterin des Bundes in der Flughafenge- 
sellschaft Köln-Bonn, die berechtigten Interes- 
sen der betroffenen Städte und Gemeinden 
und der betroffenen Bürger zu schützen? 

Welches Ergebnis hat die angekündigte Unter- 
suchung der Bundesregierung über die Behin- 
derungen im Transitverkehr von und nach 
Berlin gehabt? 

Sieht die Bundesregierung einen qualitativen 
Unterschied darin, auf welchem der Transit- 
wege Behinderungen stattgefunden haben, 
nachdem der Sprecher der Bundesregierung 
erklärt hat, diese Behinderungen hätten sich 
merkwürdigerweise gerade auf der Straße 
nach Bayern und nicht auf den anderen Tran- 
sitwegen abgespielt? 

Kann die Tatsache, daß Behinderungen nur 
auf den Transitwegen nach Bayern bekannt 
geworden sind, damit erklärt werden, daß in 
Bayern die Kontrollen an der Zonengrenze 
durch Beamte der Bayerischen Grenzpolizei, 
auf den anderen Transitwegen jedoch durch 
den Bundesgrenzschutz durchgeführt werden? 

Enthielt jemand dem Regierungssprecher den 
tatsächlichen Sachverhalt der Vorkommnisse 
auf den Transitstrecken vor, so daß dieser in 
der Bundespressekonferenz am 4. Februar 1974 
die Öffentlichkeit falsch informierte, oder aber 
desinformierte der Regierungssprecher die 
Öffentlichkeit absichtlich? 
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168. Abgeordneter 

Dr. Abelein 


(CDU/CSU) 


Wie verlief der Meldeweg über die Transit- 
verletzungen am vergangenen Freitag/Samstag 
(1./2. Februar 1974) instandsmäßdg und zeitlich, 
war insbesondere die Bundesregierung seit 
Freitagabend (1. Februar 1974) über die ver- 
tragswidrigen Tatbestände auf den Transit- 
Strecken informiert? 


169. Abgeordneter 
Dr. Abelein 
(CDU/CSU) 


Warum erklärte der Regierungssprecher Grü- 
newa Id in der Bundespressekonferenz am ver- 
/gangenen Montag (4. Februar 1974), es lägen 
keinerlei Meldungen über Transitverletzungen 
vor? 


170. Abgeordneter 
Gerster 
(Mainz) 
(CDU/CSU) 


171. Abgeordneter 

Gerster 

(Mainz) 

(CDU/CSU) 

172. Abgeordneter 
Seefeld 
(SPD) 


Wie vereinbart die Bundesregierung die er- 
neute Fahrpreiserhöhung der Deutschen Bun- 
desbahn zum 1. April 1974, nachdem bereits 
zum 1. April 1973 die Preise erheblich angeho- 
ben wurden, mit ihren Sparmaßnahmeappel- 
len an die Verbraucher und ihren Appellen, 
öffentliche Verkehrsmittel zu benutzen, da 
dann die Benutzung eines Pkws mit nur einer 
Person fast dem Fahrpreis der Deutschen Bun- 
desbahn angeglichen ist? 

Wird die beabsichtigte Erhöhun/g nicht zwangs- 
läufig Fahrgäste der Deutschen Bundesbahn 
veranlassen, wieder auf den eigenen Pkw um- 
zusteigen? 

Sind der Bundesregierung Studien amerikani- 
scher und englischer Verkehrsfadileute be- 
kannt, die das Ergebnis erbracht haben sollen, 
den öffentlichen Nahverkehr lam besten und 
billigsten durch Autobusse, die auf reservier- 
ten Fahrbahnen verkehren, zu bewältigen, und 
— wenn ja — sind diese Erkenntnisse auch 
auf ihre Anwendbarkeit in der Bundesrepublik 
Deutschland untersucht worden? 


173. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 

Vockenhausen 

(SPD) 


Hat die Bundesregierung die Absicht, gegen 
Schneeverwehungen statt der bislang üblichen 
Absicherungen dauerhafte Zäune aus Kunst- 
stoff — mit Seilverstrebungen — aufzustellen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtsdiaftliche Zusammenarbeit 


174. Abgeordneter Aus welchen Erwägungen heraus hat die Bun- 
Wende desregierung eine Tagung deutscher Sport- 

(SPD) Pädagogen in Afrika mit Vertretern der an 

der Sportentwicklungshilfe beteiligten Res- 
sorts der Bundesregierung durchgeführt, und 
zu welchen Ergebnissen ist es dabei gekom- 
men? 
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175. Abgeordneter 

Roser 


(CDU/CSU) 


176. Abgeordneter 

Dr. Todenhöfer 


(CDU/CSU) 


177. Abgeordneter 

Dr. Todenhöfer 


(CDU/CSU) 


178. Abgeordneter 
Dr. Köhler 
(Wolfsburg) 
(CDU/CSU) 


Trifft die Meldung der Frankfurter Allgemei- 
nen Zeitung vom 7. Februar 1974 zu, die Ver- 
handlungen mit Jugoslawien über einen deut- 
schen Kapitalhilfekredit in Höhe von 700 Mil- 
lionen DM zu Entw.icklungshilfebedingungen 
stünden unmittelbar vor dem Abschluß — nur 
noch ein Punkt sei zu klären — , und warum 
hat — bejahendenfalls — die Bundesregierung 
wiederum nicht den Haushaltsausschuß und 
den Ausschuß für wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit des Deutschen Bundestags unterrichtet, 
sondern vielmehr in Abrede gestellt, daß es 
sich bei den Gesprächen mit Jugoslaw.ien be- 
reits um die Verhandlungen .selbst handelt? 

Ist es zutreffend, daß die laufenden Verhand- 
lungen über einen weiteren Kapitalhilfekredit 
von 700 Millionen DM an Jugoslawien kurz 
vor dem Abschluß stehen und daß nur noch 
die Frage der Projektbindung des Kredits of- 
fen ist? 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
sie ihre Zusage in der Fragestunde vom 24. Ja- 
nuar 1974, sie werde die zuständigen Aus- 
schüsse vor Beginn der Verhandlungen unter- 
richten, mit ihren bisherigen Informationen 
gegenüber den zuständigen Ausschüssen ein- 
gehalten hat? 

Hat die Bundesregierung — vertreten durch 
Bundesminister Dr. Eppler bzw. Staatssekretär 
Dr. Sohn — mit der Bundesstelle für Entwick- 
lungshilfe (BfE) das Gutachten des Bundes- 
rechnungshofs zur Verwaltung der bilateralen 
Technischen Hilfe und mögliche organisato- 
rische Veränderungen im Bereich der Entwick- 
lungshilfe erörtert, und wenn ja, mit welchem 
Ergebnis? 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 

179. Abgeordneter Treffen die Meldungen zu oder sind es nur 
Niegel Karnevals- bzw. Faschingserscheinungen, daß 

(CDU/CSU) der Bundeskanzler über die derzeit im Volks- 

mund kursierenden Witze über ihn und seine 
Regierung wegen eines „hämischen bis bös- 
artigen Untertons" besorgt und deshalb ein 
Spezialpsychologe beauftragt worden sei, die- 
se Witze zu untersuchen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


180. Abgeordneter 

Lattmann 


(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß in der 
Republik Südafrika tätige Arbeitnehmer mit 
Staatsangehörigkeit der Bundesrepublik 
Deutschland ihre dort erworbenen Erspar- 
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nisse erst fünf Jahre nach Rückkehr in ihr 
Heimatland vollständig oder teilweise aus- 
führen können und während dieser Zeit für 
die dort durch staatliche Verordnung festge- 
legten Ersparnisse lediglich einen ungewöhn- 
lich niedrigen Zinssatz erhalten, und kann die 
Bundesregierung bei der Republik Südafrika 
eine Änderung dieser Bedingungen erwirken, 
die sich für die ehemals und gegenwärtig in 
Südafrika tätigen deutschen Arbeitnehmer als 
außerordentlich ungünstig und zum Teil sogar 
existenzbedrohend erweisen? 


181. Abgeordneter 

Wohlrabe 


(CDU/CSU) 


Welche Leistungen hat die Bundesregierung 
seit dem 11. September 1973 im Rahmen der 
humanitären Hilfe der Bundesrepublik 
Deutschland Chile — unmittelbar oder durch 
andere Organisationen — zur Verfügung ge- 
stellt? 


182. Abgeordneter 

Wohlrabe 


(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit — unabhängig 
von Staats- und Regierungsform des Empfän- 
gerlands — , verstärkte humanitäre Hilfe nach 
Chile zu leisten, und welche Maßnahmen sind 
bisher eingeleitet worden? 


183. Abgeordneter 

Reiser 


(SPD) 


Sieht die Bundesregierung in der Meldung der 
„Welt der .A.rbeit'' vom 18. Januar 1974, „Fast 
gleichzeitig, als Bonn für 4,4 Millionen Mark 
Hülsenfrüchte aus Äthiopien erhielt, gab die 
Bundesregierung umgekehrt 5 Millionen Mark 
aus, um für Äthiopien Mais und Magermilch- 
pulver zu spenden . . einen Widerspruch, 
und wenn ja, wie ist dieser Widerspruch zu 
erklären? 


184. Abgeordneter 

Dr. Mertes 

(Gerolstein) 

(CDU/CSU) 


Welche Vorgänge seit der Aufnahme beider 
Teile Deutschlands in die Vereinten Nationen 
— vergleiche Trierische Landeszeitung vom 
30. Januar 1974 — sprechen nach Ansicht der 
zuständigen Stellen der Bundesregierung da- 
für, daß die DDR und oder ihre Verbündeten 
die irn Vier-Mächte-Berlin-Abkommen veran- 
kerte Vertretung Westberlins durch die Bun- 
desrepublik Deutschland in den Vereinten Na- 
tionen und ihren Organen sowie Dienststellen 
in Zweifel ziehen, sondern versuchen, die 
These zu demonstrieren, Westberlin sei ein 
selbständiges politisches Gebilde? 


185. Abgeordneter 

Dr. Mertes 

(Gerolstein) 

(CDU/CSU) 


Werten die zuständigen Stellen der Bundes- 
regierung den Brief des sowjetischen UN- 
Chefdeligierten Malik vom 26. Juni 1973 als 
uneingeschränkte Zustimmung zum vollen In- 
halt des Briefs von Bundesaußenminister 
Scheel vom 13. Juni 1973, in dem die Vertre- 
tung Westberlins in den Vereinten Nationen 
festgestellt w^ird, oder deutet der Brief Maliks 
eine Infragestellung dieser Vertretung an? 


29 



Drucksache 7/1661 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


186. Abgeordneter 
Dr. Hupka 
(CDU/CSU) 


Welche verbindlichen Zusagen hatte die Bot- 
schaft der Bundesrepublik Deutschland in Mos- 
kau am 31. Januar 1974 seitens der sowjeti- 
schen Behörden bezüglich des Schicksals der 
beiden asylsuchenden aussiedlungswilligen 
Volksdeutschen — keine Festnahme, freie 
Rückkehr zum Heimatort, Gewährung der 
Aussiedlung — als sie diese hilfesuchenden 
Menschen dazu „überredete" (laut Moskauer 
Bericht der Süddeutschen Zeitung) die Bot- 
schaft wieder zu verlassen? 


187. Abgeordneter 

Dr. Hupka 
(CDU/CSU) 


Welche Beweise oder sachbezogenen Hinweise 
besitzt die Bundesregierung zur Erhärtung der 
von Bundesminister Schmidt erhobenen Be- 
hauptung, „daß die Abreise einer so großen 
Zahl von Deutschen, die nach Deutschland 
wollen, die drüben arbeiten in Polen, in man- 
chen Ortschaften und in manchen Betrieben 
eine schwere Lücke reißt. Es sind ja nicht ge- 
rade die ungelerntesten Kräfte, um die es sich 
da handelt, und infolgedessen ist es nur ver- 
nünftig, wenn durch die Ermöglichung von 
Investitionen hier ein Ausgleich geschaffen 
wird."? 


188. Abgeordneter 
Hansen 


(SPD) 


189. Abgeordneter 

Spranger 

(CDU/CSU) 


190. Abgeordneter 

Löffler 


(SPD) 


191. Abgeordneter 
Dr. Miltner 


(CDU/CSU) 


192, Abgeordneter 

Dr. Miltner 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß das für die Kontrolle des vom 
Boden der Bundesrepublik Deutschland aus- 
strahlenden US-Senders „Radio Liberty" zu- 
ständige Bundespresseamt in den vergangenen 
17 Jahren nicht ein einzigesmal in die dafür 
bereitgehaltenen Sendeunterlagen Einsicht ge- 
nommen hat, obwohl es in dieser Zeit zu poli- 
tischen Kontroversen über das Sendepro- 
gramm gekommen ist? 


Beruht die von der Bundesregierung nach Mel- 
dung des Associated Press veranlaßte Kon- 
trolle der Sendungen der Deutschen Welle auf 
Interventionen sowjetischer Stellen zur Ver- 
hinderung der Verlesung von Solschenizyns 
Buch „Der Archipel Gulag", und wie ließe sich 
eine solche Zensur des Senders mit dem 
Grundrecht der Rundfunkfreiheit in Einklang 
•bringen? 


Wann gedenkt die Bundesregierung den 
Zwischenbericht zur Ostpolitik vorzulegen, 
den der Bundeskanzler am 7. Dezember 1973 
angekündigt hat? 


Wie viele chilenische Flüchtlinge sind nach 
dem Sturz des Allende-Regimes bereits in die 
Bundesrepublik Deutschland eingereist, und 
wie viele Reiseanträge sind noch gestellt? 


Sind chilenische Antragsteller zurückgewiesen 
worden, und wenn ja, mit welcher Begrün- 
dung? 
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193. Abgeordneter 
Dr. Fuchs 
(CDU/CSU) 


Welche Gründe liegen vor, daß das Überein- 
kommen zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Bundesrepublik Öster- 
reich über gegenseitige Grenzbereinigungen 
bis jetzt noch nicht zur Ratifizierung vorgelegt 
wurde, und wann ist gegebenenfalls damit zu 
rechnen? 
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B. Schriftliche Fragen gemäß IV. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


1. Abgeordneter 
Dr. Mertes 
(Gerolstein) 
(CDU/CSU) 


2. Abgeordneter 
Dr. Mertes 
(Gerolstein) 
(CDU/CSU) 


3. Abgeordneter 
Wolfram 


(SPD) 


4. Abgeordneter 
Dr. Marx 


(CDU/CSU) 


Bedeutet die Antwort des Parlamentarischen 
Staatssekretärs beim Bundesminister des Aus* 
wärtigen in der Fragestunde des Deutschen 
Bundestages vom 17. Januar 19-74 auf meine 
Frage „Trifft die Meldung zu, daß eine der 
uruguayanischen Tuparnaros, die vor einiger 
Zeit den britischen Botschafter in Montevideo 
entführt haben, unter den Personen ist, die um 
•sogenanntes Asyl in der Bundesrepublik 
Deutschland ersucht haben?“, daß der Inhalt 
der Meldung nachgewiesenermaßen objektiv 
falsch ist? 

Trifft die Meldung zu, daß einer oder mehrere 
der brasilianischen Entführer des ehemaligen 
Botschafters der Bundesrepublik Deutschland 
in Brasilien, Ehrenfried von Holleben, unter 
den Personen ist, die in Chile um sogenanntes 
Asyl in der Bundesrepublik Deutschland er- 
sucht haben? 

Kann die Bundesregierung Berichte des „Spie- 
gels“ (Ausgabe Nr. 6 vom Februar 1974) bestä- 
tigen, wonach das Athener Büro des „Spie- 
gels“ von heimischer Militärpolizei durchsucht, 
der Spiegelkorrespondent verhaftet und Re- 
daktionsinaterial beschlagnahmt worden ist, 
und welche Schritte hat die Bundesregierung 
gegen die Verletzung der Pressefreiheit bei 
der griechischen Regierung unternommen? 

Entsprechen Behauptungen der polnischen Mi- 
litärmiss, ion in Westberlin den Tatsachen, wo- 
nach eine mündliche Absprache bei deutsch- 
polnischen Verhandlungen getroffen worden 
sei, auf. Grund deren Besucherwünsche von 
Personen zurückgewiesen werden, deren Ge- 
burtsorte ostwärts von Oder und Neiße mit 
der deutschen Bezeichnung in ihren Pässen 
eingedruckt sind? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


5. Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 
(CDU/CSU) 


Wann beabsichtigt die Bundesregierung, ent- 
sprechend ihrer Vereinbarung mit den Mini- 
sterpräsidenten der Länder, dem Bundestag 
eine Novelle zum Beamtenrechtsrahmengesetz 
betreffend den Ausschluß extremistischer Kräf- 
te aus dem öffentlichen Dienst vorzulegen, und 
wmlche Gründe haben dazu geführt, daß diese 
Vorlage bisher nicht erfolgt ist? 
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6, Abgeordneter 
Flämig 
(SPD) 


7. Abgeordneter 
Flämig 
(SPD) 


8. Abgeordneter 

Büchler 


(Hof) 

(SPD) 


Sind die Antworten des Bundesinnenministers 
zum Thema Rauchgasentschwefelung bei Koh- 
le- und Ölkraftwerken in der Fragestunde des 
Deutschen Bundestags vom 6. Dezember 1973 
so auszulegen, daß der Bundesinnenminister 
der Rauchgasentschwefelung eine klare Priori- 
tät einräumt, oder ist er der Auffassung, daß 
die Entschwefelung von Rohöl in den Raffine- 
rien mindestens die gleiche Bedeutung für den 
Umweltschutz hat wie die Rauchgasentschwe- 
felung? 

Nachdem der Bundesinnenminister sich in der 
Fragestunde am 17. Mai 1973 dafür aussprach, 
den Einsatz des Films „Rote Fahnen sieht man 
besser“ von der vorherigen Stellungnahme des 
Kuratoriums der Bundeszentrale für politische 
Bildung abhängig zu machen und dieses Kura- 
torium sich mittlerweire für eine Freigabe aus- 
gesprochen hat, frage ich die Bundesregierung, 
wann mit dem Einsatz dieses Films im Rahmen 
der Bundeszentrale für politische Bildung zu 
rechnen ist, und welche Gründe zu der Ver- 
zögerung geführt haben? 

Welche Überlegungen bestehen bei der Bun- 
desregierung, bedrohliche Zustände im Bereich 
der Wasserwirtschaft, die durch Unfälle, Not- 
stände, Katastrophen und Sabotageakte ent- 
stehen können, abzuwehren? 


9. Abgeordneter 

Büchler 

(Hof) 

(SPD) 


10. Abgeordneter 
Dr. Schulze- 
Vorberg 
(CDU/CSU) 


11. Abgeordneter 
Seefeld 


(SPD) 


12. Abgeordneter 
Seefeld 
(SPD) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung im Rahmen der Trinkwasserversorgung 
nach dem Wassersicherstellungsgesetz, Firmen 
des Bohr- und Rohrleitungsbaus, die im Zonen- 
randgebiet ansässig sind, besonders zu berück- 
sichtigen? 

Welche Beschränkungen beim Bau von Atom- 
reaktoren sind in den Vereinigten Staaten 
verfügt worden — mit welchen Begründun- 
gen — , und welche Konsequenzen wird die 
Bundesregierung für den Bau von Atomreak- 
toren in der Bundesrepublik Deutschland zie- 
hen? 

Ist der Bundesregierung die von einer Bürger- 
aktion Umweltschutz aufgestellte Behauptung 
bekannt, bei Strahlenmessungen rings um das 
Kernforschungszentrum Karlsruhe in Leopolds- 
hafen seien einige Male Meßwerte festgestellt 
worden, die ein Mehrfaches der Toleranz- 
grenze betrugen, und welche Stellungnahme 
gibt sie dazu ab? 

Wie beurteilt die Bundesregierung das in 
diesem Zusammenhang aufgekommene Ge- 
rücht, daß das Munitionslager Friedrichstal der 
Ausgangspunkt für radioaktive Strahlungen 
sein könnte? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


13. Abgeordneter 
Kunz 
(Berlin) 
(CDU/CSU) 


14. Abgeordneter 
Kunz 
(Berlin) 
(CDU/CSU) 


15. Abgeordneter 
Zebisdi 


(SPD) 


Verfolgt die Bundesregierung die im Jahr 1970 
vom Bundesjuslizminister in Aussicht gestell- 
ten Pläne zur Reform des Hypothekenrechts 
weiter, zu welchen Ergebnissen ist sie gelangt, 
und hat sie bereits einen Gesetzentwurf in 
Bearbeitung, durch den die mit der Eintragung 
von Löschungs Vormerkungen nach § 1179 BGB 
verbundenen nachteiligen Auswirkungen, 
nämlich der außerordentliche Verwaltungsauf- 
wand und die erheblichen Kosten für Grund- 
buchämter, Kreditinstitute und Darlehensneh- 
mer, beseitigt werden? 

Hat die Bundesregierung Ermittlungen durch- 
geführt, wie hoch der Kostenaufwand ist, der 
durch die Versendung und Bearbeitung der 
Hypothekenbriefe den Grundbuchämtern ent- 
steht, und wie beurteilt sie die Schätzungen 
des Bezirksnotars Jörg Bühler, Stuttgart, der 
den Aufwand der Grundbuchämter von Baden- 
Württemberg auf 792 000 DM im Jahr 1972 
beziffert? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu unter- 
nehmen, um den Forderungen der Rechtsan- 
wälte nach Erhöhung ihrer Gebühren einer- 
seits und andererseits auch dem Erfordernis 
des sozialen Rechtsstaats, für alle, vor allem 
auch für die minderbemittelten Bürger, einen 
Rechtsschutz bei angemessenen und tragbaren 
Kostenrisiken zu gewährleisten, zu entspre- 
chen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


16, Abgeordneter 
Dr. Wittmann 
(München) 
(CDU/CSU) 

17. Abgeordneter 
Dr. Wittmann 
(München) 
(CDU/CSU) 


18. Abgeordneter 
Roser 
(CDU/CSU) 


Wie hoch ist der Wert des V^ermögens von 
Bund, Ländern und Gemeinden in der Bundes- 
republik Deutschland, und welchen Anteil hat 
an diesem Wert das „werbende Vermögen"? 

Sind Tauschverhandlungen zwischen der Stadt 
München und dem Bund, in denen seitens des 
Bundes ein Grundstück an der Ecke Schleiß- 
heimer- Neuherbergstraße in München zur 
Verfügung gestellt wmrden soll, schon sow^eit 
gediehen, daß dieses Grundstück alsbald für 
städtebauliche Zwecke zur VTnfügung steht? 

Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregie- 
rung zu ergreifen, um die steuerabzugsfähigen 
Frei bet rage für Päckchen und Pakete an Ver- 
wandte in der DDR, für die bisher 20 DM bzw. 
30 DVl angerechnet werden, zu erhöhen, ange- 
sichts der Tatsache, daß die Kosten für die 
vordringlich in der DDR bencüigten oder nicht 
zu beschaffenden Gecienstände die derzeitigen 
Freibeträge bei weitem übersteigen? 
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19. Abgeordneter 
Wagner 
(Günzburg) 
(CDU/CSU) 


Was heit die Bundesregierung angesichts der 
ständig steigenden Unkosten auf dem Auto- 
mobilsektor unternommen, um die derzeit gül- 
tige Kiiometerpauschale von 0,36 DM auf eine 
der inflationären Entwicklung angemessene 
Hohe festzusetzen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


20. Abgeordneter 
Kiechle 
(CDU/CSU) 


21. Abgeordneter 
Kater 
(SPD) 


22. Abgeordneter 
Kater 


(SPD) 


23. Abgeordneter 
Röhner 
(CDU/CSU) 


24. Abgeordneter 
Leicht 
(CDU/CSU) 


25. Abgeordneter 

Leicht 


(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung im Zusammenhang 
mit ihren Überlegungen eines Sonderpro- 
gramms zur Strukturverbesserung und Siche- 
rung von Arbeitsplätzen in benachteiligten 
Gebieten die von der Konjunkturabschwä- 
chung in der Textilindustrie besonders hart 
betroffene Wirtschaft und damit auch die 
Stadt Lindenberg im Allgäu gezielt unterstüt- 
zen und fördern, und in welcher Weise beab- 
sichtigt sie das, wann zu tun? 

Welches sind die inzwischen vorliegenden 
Ergebnisse und daraus zu ziehenden Schluß- 
folgerungen aus der seitens der Bundesregie- 
rung veranlaßten Durchleuchtung der bisheri- 
gen Preispolitik der Mineralölgesellschaften? 

Kann die Bundesregierung Berichte bestätigen, 
wonach - - zumindest in der ersten Phase der 
bei Mineralöl eingetretenen Versorgungs- 
schwierigkeiten in den letzten Wochen — die 
Mineralölunternehmen eine „preisorientierte 
Angebolsstrategie" angewandt haben? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, den Erwerb 
von Grundstücken durch Ausländer im Bereich 
der Bundesrepublik Deutschland einem eben- 
so strengen amtlichen Genehmigungsverfahren 
zu unterwerfen wie etwa Dänemark und die 
Schweiz, um den „Ausverkauf heimischen Bo- 
dens" mit unerwünschten sozialen und wirt- 
schaftlichen Folgen zu verhindern? 

Wann und welche zusätzlichen Maßnahmen 
für strukturschwache Gebiete, insbesondere im 
Land Rheinland-Pfalz (Bereich Mittelrhein- 
Lahn-Sieg, Etfel-Hunsrückraum, Westpfalz) 
wird die Bundesregierung zur Abwehr von 
Arbeitslosigkeit ergreifen? 

Wie lautet der genaue Auftrag, den das 
Bundeskabinett dem Bundeswdrtschaftsmini- 
ster erteilt hat, möglichst umgehend Vor- 
schläge für eine zusätzliche Verbesserung der 
Infrastruktur in den wirtschaftlichen Problem- 
gebieten des Landes Rheinland-Pfalz vorzule- 
gen, und welche Zusagen hat der Bundes- 
finanzminister für die Finanzierung solcher 
zusätzlicher Maßnahmen bereits gemacht? 
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26. Abgeordneter 
Haase 
(Fürth) 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung mitteilen, welche 
Folgerungen sie aus der Tatsache zieht, daß 
Heiz- und Dieselöl z. Z. mit 125 Dollar je 
Tonne und Benzin mit 135 Dollar je Tonne 
frei Rotterdam angeboten werden, während 
die Erdölgesellschaften ihre Preise in der 
letzten Woche um 6 Pfennig bis 8 Pfennig 
erhöht haben? 


27, Abgeordneter 
Haase 
(Fürth) 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, im Plenum 
oder im Ausschuß für Wirtschaft die Einkaufs- 
und Kalkulationsdaten der Ölgesellschaften 
offen zu legen? 


28. Abgeordneter 
Dr. Evers 


(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, dem Deutschen 
Bundestag Vorschläge zur Änderung des Alt- 
ölgesetzes, das die Abholung von Altöl durch 
die Altölfirmen subventioniert, zu unterbrei- 
ten, da bei der veränderten Situation auf dem 
Mineralölmarkt das Altöl ein hochwertiges 
Regenerat geworden ist, dessen Wiederver- 
wertung auch ohne Subventionierung möglich 
erscheint? 


29. Abgeordneter 
Immer 


(SPD) 


Nach welchen Kriterien werden Mittel des am 
19. Dezember 1973 beschlossenen Investitions- 
programms 'in strukturschwachen Gebieten für 
die Sicherung von Arbeitsplätzen im Bausektor 
einerseits und für den Ausbau der Wasserver- 
sorgung, des Straßenbaus und der Verkehrs- 
einrichtungen andererseits vergeben? 


30. Abgeordneter 
Dr. Jahn 
(Braunschweig) 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, in der EWG 
dafür einzutreten, daß die umfangreichen Pro- 
jekte, die in den Staatshandelsländern auf 
Kreditbasis durchgeführt werden, durch die 
Mitgliedsländer zu .gleichen Kredit- und Kre- 
ditversicherungskonditionen (Mindestzinssatz, 
Laufzeit usw.) gewährt werden, um die durch 
staatliche Eingriffe bereits eingetretenen 
Wettbewerbsverzerrungen abzubauen und in 
der Zukunft unmöglich zu machen, und wenn 
ja, welche Vorschläge gedenkt die Bundes- 
regierung in Brüssel zu unterbreiten? 


31. Abgeordneter 

Dr. Jahn 

(Braunschweig) 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, dem Vorschlag 
der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften und des Europäischen Parlaments zur 
Einführung eines Konsultationsverfahrens für 
Kooperationsabkommen der Mitgliedstaaten 
mit Staatshandelsländern insoweit zuzustim- 
men, als dieses Verfahren weltweite Anwen- 
dung finden soll, um die im Entstehen begrif- 
fene gemeinsame Handelspolitik nicht zu ge- 
fährden, das nationalistische Vorgehen einzel- 
ner Mitglieder einzuschränken bzw. zu been- 
den und einheitliche Grundsätze für die Ko- 
operationspolitik in Brüssel vorzulegen? 
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32. Abgeordneter Ist sich die Bundesregierung bewußt, daß die 
Wagner Nichtvorlage des Jahreswirtschaftsberichts 

(Günzburg) 1974 iin Januar gegen das Stabilitätsgesetz 

(CDU/CSU) verstößt, und welche Gründe will die Bundes- 

regierung anführen^ um einen Gesetzesverstoß 
zu rechtfertigen? 

Geschäftsbereich des Eundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

Beabsichtigt die Bundesregierung, sich in Brüs- 
sel für eine Differenzierung der Weinbauzone 
A in zwei Zonen ähnlich der Differenzierung 
der südlichen europäischen Weinbaugebiete 
einzusetzen? 

34. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß in den 

Dr. Zimmermann bayerischen Regierungsbezirken Niederbay- 
(CDU/CSU) ern und Oberpfalz etwa 3000 Landwirte die 

Antragsfrist für einen Ausgleich für Folgen 
der Aufwertung der DM auf dem Gebiet der 
Landwirtschaft 1973 versäumt haben, und ist 
die Bundesregierung bereit, in diesen Härte- 
fällen eine Sonderregelung zu finden? 

35. Abgeordneter Sind der Bundesregierung die erneuten Pro- 

SchrÖder teste der ostfriesischen Kutterfischer gegen 

(Wilhelminenhof) die Hangtechnik des an der dortigen Küste 
(CDU/CSU) eingesetzien Muschelfangschiffes „Bernadette" 

bekannt? 

36. Abgeordneter Was haben die in der Antwort auf meine 

Schröder schriftlichen Fragen vom 14. September 1973 

(Wilhelminenhof) erwähnten wissenschaftlichen Kontrollen der 
(CDU/CSU) Herzmuschelfischerei durch die Bundesfor- 

schungsanstalt für Fischerei und die Aufsicht 
durch die niedersächsische Fischereiverwal- 
tung ergeben, und welche Schritte beabsichtigt 
die Bundesregierung daraufhin? 

Wann gedenkt die Bundesregierung, die ent- 
sprechenden Rechtsverordnungen über die 
Mindestanforderungen an die tierschutzge- 
rechte Massentierhaltung und über die Hal- 
tung, Pflege und Unterbringung von Tieren 
zu erlassen, damit durch die Länder eine ein- 
heitliche und sachgerechte Handhabung des 
Tierschutzgesetzes gewährleistet werden 
kann? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß Unter- 
nehmen, die bei der „Bundesanstalt für Milch- 
forschung" Gutachten haben erstellen lassen, 
in mehreren Fällen die Honorare nicht an die 
Bundeskasse, sondern an die „Gemeinsdraft 
der Förderer und Freunde der Bundesanstalt 
für Milchforschung e. V." gezahlt haben, deren 
zweiter Vorsitzender zugleich Präsident der 
Bundesanstalt ist, und welche disziplinarischen 
und finanziellen Konsequenzen hat dde Bun- 
desregierung aus diesen Vorgängen gezogen? 



37. Abgeordneter 

Müller 

(Bayreuth) 

(SPD) 


33. Abgeordneter 
Dr. Gölter 
(CDU/CSU) 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


39. Abgeordneter 
Erhard 

(Bad Schwalbach) 
(CDU/CSU) 


40. Abgeordneter 
Pieroth 


(CDU/CSU) 


41. Abgeordneter 
Dr. Schulze- 
Vorberg 
(CDU/CSU) 


42. Abgeordneter 

Roser 


(CDU/CSU) 


43. Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


Nachdem in der Schweiz neue Bestimmungen 
über „erwerbstätige Ausländer" im Juli 1973 
beschlossen und in Kraft gesetzt worden sind, 
frage ich den Bundesarbeitsminister, ob auch 
für die Bundesrepublik Deutschland entspre- 
chende Vorschriften, vor allem für Saisonar- 
beitskräfte, eingeführt werden sollten, und 
könnten nach Auffassung der Bundesregierung 
entsprechend der Schweizer Regelung wenig- 
stens für den Bereich der saisonabhängigen 
Fremdenverkehrsbetriebe besondere Regelun- 
gen für Gastarbeiter eingeführt werden? 

Hat sich, wie aus Presseberichten (Frankfurter 
Allgemeine Zeitung vom 26. November 1973, 
S. 5) zu entnehmen war, während der Ge- 
spräche, zu denen der polnische Außenminister 
Olszowski am 6. und 7. Dezember 1973 nach 
Bonn gekommen war, eine der deutsch-pol- 
nischen Arbeitsgruppen auch mit der Frage 
der Rententransferierung befaßt, und wenn ja, 
hat die Bundesregierung, obwohl dieses The- 
ma auf polnischen Vorschlag in die Tagesord- 
nung aufgenommen \vorden sein soll und nur 
von einem einseitigen Transfer die Rede war, 
darauf bestanden, daß auch das Problem des 
wechselseitigen Transfers von Rentenleistun- 
gen erörtert wurde und einer Lösung zuge- 
führt wird? 


Welche Möglichkeiten wird die Bundesregie- 
rung ergreifen, um unverzüglich „die Vielzahl 
der Muster für Renten" der Frührentner so zu 
vereinheitlichen, daß dieser Personenkreis die 
Vorteile erhalten kann, die allen Rentnern z. B. 
von der Deutschen Bundesbahn zugedacht 
sind? 


Kann die Bundesregierung darüber Auskunft 
geben, ob und in welcher Form die „Stiftung 
für die Alterssicherung älterer Selbständiger" 
(Rentenreformgesetz von 1972, § 77 Abs. 3) 
funktionsfähig arbeitet, besteht die Absicht, 
die Antragsfrist zu verlängern, und werden 
der Stiftung Bundesmittel zur Verfügung ge- 
stellt? 

Trifft die Ansicht von vielen Sachverständigen 
aus der Bauwirtschaft und aus Kreisen der 
Gewerkschaften zu, daß die tatsächliche Zahl 
der Arbeitslosen, insbesondere in der Bau- 
wirtschaft des bayerischen Grenzlands, höher 
sei als die offiziell bekanntgegebene, da offen- 
bar tatsächliche Arbeitslose als Bezieher von 
Schlechtwettergeld erfaßt werden, und wie 
hoch liegt für diesen Fall die tatsächliche Zahl 
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der Arbeitslosen absolut und in Prozenten ge- 
messen an der Zahl der Beschäftigten in den 
Arbeitsamtsbezirken des bayerischen Zonen- 
randgebiets? 


44. Abgeordneter 
Härzschel 


(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung darüber Informatio- 
nen, ob bei iden im Krieg an Malaria erkrank- 
ten Soldaten heute noch Gesundheitsschädi- 
gungen — vor allem der Leber — aufgetreten 
sind oder auf treten können? 


45. Abgeordneter 

Härzschel 


(CDU/CSU) 


Werden die in chemischen Reinigungen Be- 
schäftigten regelmäßig einer Gesundheitskon- 
trolle unterzogen, und sind Gesundheitssdiä- 
digungen — bedingt durch die verwandten 
Chemikalien — festgestellt worden? 


46. Abgeordneter 
Engelsberger 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß im Be- 
reich der Gastronomie nach wie vor Personal- 
mangel besteht, und 'ist aus diesem Grunde 
die Bundesregierung bereit, den Anwerbe- 
(Stop für Ausländer, die im Fremdenverkehr 
tätig sind, wieder zu lockern? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


47. Abgeordneter 

Christ 


(FDP) 


48. Abgeordneter 

Christ 

(FDP) 


49. Abgeordneter 
Wohlrabe 

(CDU/CSU) 


50. Abgeordneter 
Wohlrabe 
(CDU/CSU) 


51. Abgeordneter 
Ey 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, gemeinsam mit 
den anderen am Unfallrettungswesen beteilig- 
ten Organisationen, ein integriertes Konzept 
zu entwickeln, welches die Rettungshubschrau- 
ber der Bundeswehr mit einbezieht? 

Trifft die Meldung des Fernsehmagazins 
„Monitor" vom 21. Januar 1974 zu, daß in 
Bayern, trotz der guten Erfahrungen der letz- 
ten drei Jahre, in diesem Jahr die Rettungs- 
hub sdi raub er der Bundeswehr nicht mehr 
während der Urlaubszeit bei Verkehrsunfällen 
zur Verfügung stehen? 


Trifft es zu, daß fünfzehn Jugendoffiziere der 
Bundeswehr eine Informationsreise nach Israel 
auf Wunsch des Bundesverteidigungsministe- 
riums absagen mußten? 


Wieviel Bundeswehrreisen nach Israel haben 
in den Jahren 1969, 1970, 1971, 1972 und 1973 
stattgefunden, und werden derartige Maßnah- 
men in Zukunft verstärkt durchgeführt? 


Hält die Bundesregierung den Ausbildungs- 
stand der Truppe trotz der Verminderung der 
Übungsfälle von 9000 auf angeblich 3000 bei 
dem Waffentyp Üb-LAR für ausreichend? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


52. Abgeordneter 

Dr. Beermann 


(SPD) 


53. Abgeordneter 
Gansei 


(SPD) 


Welche Förderungsmaßnahmen beabsichtigt 
die Bundesregierung, um den Mangel an 
künstlichen Nieren in der Bundesrepublik 
Deutschland zu beseitigen? 

Erhält oder erhielt die „Andreas Lembke-Stif- 
tung" bzw. das „Institut für Virusforschung 
und experimentelle Medizin“ aus Bundesmit- 
teln Zuwendungen, und wenn ja, zu welchen 
Zwecken? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


54. Abgeordneter 
Kiechle 
(CDU/CSU) 


55. Abgeordnete 
Frau 

Dr. Lepsius 
(SPD) 


56. Abgeordnete 
Frau 

Dr. Lepsius 
(SPD) 


57. Abgeordneter 
Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 
(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, die Förderung 
des Nahverkehrs dahin gehend umzugestalten, 
daß neben den Ballungsräumen auch kleinere 
Städte eine ausreichende staatliche Hilfe zur 
Aufrechterhaltung eines sogenannten Omni- 
bus-Stadtverkehrs erhalten, um über das er- 
trägliche Maß hinausgehende Tariferhöhun- 
gen, wie sie im Fall der Stadt Lindau i. B. 
trotz Ausnutzung aller Rationalisierungsmög- 
lichkeiten durch den Verkehrsträger Bundes- 
bahn, jetzt erfolgen mußten (Steigerungen 
von 50^/o bis 162,5Vo) zu vermeiden, und wenn 
ja, wie wird eine solche Hilfe im Beispiels- 
fall Lindau aussehen? 

Trifft es zu — wie in der Sendung „Das Rast- 
haus" vom 18. Januar 1974 behauptet wurde — , 
daß von Seiten der Bundesregierung im Hin- 
blick auf den Einfluß von Geschwindigkeits- 
begrenzung und Unfallrückgang lediglich ein 
Erfahrungsbericht bei der Bundesanstalt für 
Straßenwesen angefordert wurde? 

Hat die Bundesregierung eine wissenschaft- 
liche Untersuchung in Auftrag gegeben, die 
eindeutige Schlüsse erwarten läßt über die 
Rückwirkungen der im Zusammenhang mit 
der Energiekrise verfügten allgemeinen Ge- 
schwindigkeitsbegrenzung sowie anderer Fak- 
toren auf die Höhe und Art der Unfälle im 
Straßenverkehr, die zur Beurteilung der Frage 
einer zukünftigen allgemeinen Regelung der 
Geschwindigkeiten im Straßenverkehr beitra- 
gen kann? 

Ist es richtig, daß nach der Systemstudie 
„Flugsicherung der 80er Jahre" für die Kapa- 
zität des Flughafens Frankfurt/Main eine 
dritte Bahn nicht gebraucht wird, und welche 
weiteren Maßnahmen in den Bereichen Raum- 
ordnung, Verkehr, Wirtschaft und Finanzen 
wird die Bundesregierung in Abstimmung mit 
der hessischen Landesregierung ergreifen, um 
den Flughafen Frankfurt/Main als europäi- 
schen Luftverkehrsschwerpunkt zu erhalten 
und zu verbessern? 
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58. Abgeordneter 
Baron 

von Wrangel 
(CDU/CSU) 


59. Abgeordneter 
Köster 
(CDU/CSU) 


60. Abgeordneter 
Köster 
(CDU/CSU) 


61. Abgeordneter 
Möhring 
(SPD) 


62. Abgeordneter 

Rollmann 

(CDU/CSU) 

63. Abgeordneter 
Rollmann 
(CDU/CSU) 


64. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


65. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, sich für einen 
Ausbau der Zugverbindungen nach Schwar- 
zenbek einzusetzen, zumal Schwarzenbek als 
Achsenendpunkt eine besondere Bedeutung 
für die Erschließung des Zonengrenzgebiets in 
diesem Raum darstellt? 

Will die Bundesregierung hinnehmen, daß 
einerseits eine wirtschaftlich schwache Region 
in das öffentliche Förderungsprogramm aufge- 
nommen wird, andererseits aber durch die 
vom Bundesverkehrsminister genehmigte Still- 
legung der Strecke Münster — Bocholt, der ein- 
zigen Strecke, die das Westmünsterland mit 
seinem Oberzentrum Münster auf dem Schie- 
nenweg verbindet, eine Voraussetzung für 
eine erforderliche Stärkung der Wirtschafts- 
kraft entfällt? 

Ist die Bundesregierung bereit, die Genehmi- 
gung der Stillegung zu widerrufen und gege- 
benenfalls über den § 28 a des Bundesbahn- 
gesetzes die Deutsche Bundesbahn in die Lage 
versetzen, den Verkehr aufrechtzuerhalten 
und wo nötig zu verbessern, bevor die Wirt- 
schaftskraft des Raums so geschwächt ist, daß 
Notmaßnahmen Platz greifen müssen? 

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
an den Abfahrtsschildern der Bundesautobah- 
nen im Bereich der innerdeutschen Grenze 
(z. B. Autobahn Hamburg — Hannover und 
weitere südliche Streckenführung) auch zusätz- 
liche Hinweise auf den nächstgelegenen Über- 
gang zur DDR anbringen zu lassen? 

Für wann plant die Bundesregierung den 
längst fälligen Anschluß Geesthachts an das 
Hamburger Nahverkehrsnetz durch den Bau 
einer S-Bahn? 

Für wann plant die Bundesregierung, die Bun- 
desstraße 5 um Geesthacht herum zu führen, 
um damit den innerstädtischen Verkehr von 
Geesthacht zu entlasten? 

Hält die Bundesregierung trotz der Energie- 
ßituatioin und der Geschwindigkeitsbegrenzung 
sowie der kurvenreichen und engen Straßen- 
verhältnisse der Bundesstraße B 22 von Holl- 
feld nach Biayreuth und der engen und kurven- 
reichen Staatsstraße Plankenfels — Bayreuth an 
dem Beschluß über die Stillegung der Neben- 
bahnstrecke Hollfeld — ^Bayreuth fest? 

Welche Vorstellungen hat die Bundesregie- 
rung nunmehr über die Zukunft der Neben- 
bahnstrecke Ebermannstadt — Behringsmühle 
unter Berücksichtigung der schlecht ausgebau- 
ten Straßenverhältnisse und der derzeitigen 
Energielage, und bestehen außerdem Pläne, 
auch die Strecke Forchheim — Ebermannstadt 
stillzulegen? 
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66. Abgeordneter 
Lenzer 


(CDU/CSU) 


Bestehen bei der Deutschen Bundesbahn Pläne, 
den Personenverkehr auf der Strecke Wetz- 
lar — Lollar einzustellen, und kann die Bundes- 
regierung darüber Auskunft geben, ob zu die- 
sen Plänen die betroffenen Städte, Gemeinden, 
Landkreise und die Regionale Planungsge- 
meinschaft Mittelhessen gehört worden sind? 


67. Abgeordneter 

Immer 


(SPD) 


Inwieweit ist die Bundesreg'ierung bereit, im 
Sinn ihres Verkehrskonzepts, nämlich der Ver- 
besserung und Erweiterung des öffentlichen 
Personennahverkehrs, die Bundesbahnstrecke 
Troisdorf — Au — Betzdorf — Weidenau zu elek- 
trifizieren, und wann ist mit der Inangriff- 
nahme dieser Maßnahme zu rechnen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Raumordnung^ 
Bauwesen und Städtebau 


68. Abgeordneter 
Baier 


(CDU/CSU) 


69. Abgeordneter 
Baier 


(CDU/CSU) 


70. Abgeordneter 

Dr. Slotta 
(SPD) 


71, Abgeordneter 

Dr. Slotta 


(SPD) 


Bestätigt die Bundesregierung die Veröffent- 
lichung im Bundesbaublatt Juni 1973 „So 
wohnt Europa", wonach die Bundesrepublik 
Deutschland im Hinblick auf die erstellten 
Eigenheime mit einem Anteil von 34 Eigen- 
heimen an je 100 Wohnungen an letzter Stelle 
in der Europäischen Gemeinschaft steht? 

Trifft es zu, daß auch in der Bundesrepublik 
Deutschland das Bestreben, ein Eigenheim zu 
besitzen, weitaus größer ist als die Zahl der 
vorhandenen bzw. jährlich neuerstellten Ei- 
genheime, und was gedenkt die Bundesregie- 
rung zu tun, um dieses Bestreben nachhaltig 
zu unterstützen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die An- 
wendung von bau! ich om Wärme schütz im 
Hochbau erhebliche Mengen an Energie ein- 
spart und dadurch den Heizaufwand des ein- 
zelnen Kostenträgers für die gesamte Dauer 
der Benutzung niedrig halt, den volkswirt- 
schaftlichen Schaden mindert und schließlich 
die Umweltbelastung verringert, und verfügt 
die Bundesregierung über statistisches Mate- 
rial, das die Angaben aus der Praxis — wie 
der Bund deutscher Baumeister, Architekten 
und Ingenieure e. V., Landesverband Saar, in 
■einem Fernsehfilm dargelegt hat — bestätigt, 
nach denen durch eine Erhöhung der Bauko- 
sten um iVo bis 2Vo die Heizkosten bis zu 40Vo 
gesenkt werden können? 

Ist die Bundesregierung mit mir der Meinung, 
daß durch ihr Einwirken auf die einschlägigen 
Vorschriften eine Verbesserung des baulichen 
Wärmeschutzes erreicht werden sollte, weil 
eine solche Maßnahme in ein umfassendes 
energiepolitisches Konzept gehört? 
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72. Abgeordneter 

Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, die aus der 
Mineralölpreiserhöhung und die durch andere 
unerwarteten, unverschuldeten und unzumut- 
baren Kostensteigerungen entstandenen Mehr- 
belastungen bei zu Festpreisen übernammenen 
Bauaufträgen des Bundes lanzuerkennen und 
die daraus resultierenden Anpassungen zu 
genehmigen, soweit die von der jeweiligen 
Firma nicht zu vertretenden Mehraufwendun- 
gen einen Umfang erreicht haben, die eine 
Ausführung des Auftrags unzumutbar werden 
läßt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie und 
für das Post- und Fernmeldewesen 


73. Abgeoi leter 
Lenzer 


(CDU/CSU) 


74. Abgeordneter 
Pfeffermann 


(CDü/CSU) 


75. Abgeordneter 
Pfeffermann 


(CDU/CSU) 


76. Abgeordneter 
Pfeifer 
(CDU/CSU) 


77. Abgeordneter 
Eigen 

(CDU/CSU) 


Welche Vorstellungen hat die Bundesregie- 
rung über die deutsch-amerikanische Zusam- 
menarbeit im Bereich der Kohleforschung un- 
ter besonderer Berücksichtigung der Anwen- 
dung der nuklearen Prozeßwärme zur Kohle- 
veredlung, und was gedenkt die Bundesregie- 
rung zu unternehmen, um möglichst schnell 
den Bau von Hochtemper aturreaktoren zur 
Erzeugung nuklearer Prozeßwärme in Angriff 
zu nehmen? 

Auf Grund welcher Untersuchungen, die allge- 
mein zugänglich sind, ist das iBundesfor- 
schungsministerium der Ansicht, daß das im 
Rahmen der europäischen Weltraumpolitik ge- 
förderte Projekt eines Weltraumlabors einen 
größeren gesellschaftlichen Nutzen aufweist 
als die Entwicklung eigener europäischer Trä- 
gerraketen? 

Was hat die Bundesregierung unternommen, 
um Projekte im Bereich der Energieforschung 
international durchzuführen und zu finanzie- 
ren, und wie beurteilt sie in diesem Zusam- 
menhang insbesondere den weiteren Ausbau 
der deutsch-schweize rischen Kooperation im 
Bereich der Hochtemperaturentwicklung zu 
einem gemeinsamen deutsch -schweizerisch- 
amerikanischen Projekt? 

Is't eine in der Schweiz veröffentlichte Unter- 
suchung zutreffend, wonach Ferngespräche 
über eine Distanz von mehr als 210 km in der 
Schweiz, in Frankreich, in Großbritannien, in 
den USA lund in den Niederlanden wesentlich 
billiger sind als im Bereich der Deutschen 
Bundespost? 

Trifft es zu, daß die Deutsche Bundespost er- 
wägt, den Postzeitungsdienst stark einzu- 
schränken und insbesondere den Vertrieb von 
Fachzeitschriften zu reduzieren? 
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78. Abgeordneter 
Eigen 
(CDU/CSU) 


Teilt idie Bundesregierung die Auffassung, daß 
bei ri^goroser Einschränkung des Postzeitungs- 
dienstes besonders die Informations- und Bil- 
dungsmöglichkeiten der Menschen im länd- 
lichen Raum in unvertretbarem Maße beein- 
trächtigt würden, und wie dst dies gegebenen- 
falls mit der Forderung der Bundesregierung 
nach Chancengleichheit im Bereich vom Bil- 
dung und Ausbildung zu vereinbaren? 


79. Abgeordnete 

Frau 
Dr. Walz 
(CDU/CSU) 


Nach postalischen Erfahrungen im Januar 1974 
(von 1600 Einladungen für eine Landestagung 
brauchten mehr als 40®/o von Bonn nach Darm- 
stadt, Hanau, Offenbach und Nordhessen neun 
Tage und mehr, so daß die Empfänger zu 
ihrem berechtigten Zorn nicht mehr teilnehmen 
konnten) frage ich die Bundesregierung, ob die 
Gebühren künftig proportional zur Beförde- 
rungsdauer weiter ansteigen sollen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 

80. Abgeordneter Wie weit sind die gesetzlichen Vorbereitun- 
Zebisdi gen für einen Bundes einheitlichen Bildungsur- 

(SPD) laub für alle Arbeitnehmer ischon (gediehen, 

und welche Initiativen bzw. Gesetze sind zur 
Regelung des Bildungsurlaubs für alle Arbeit- 
nehmer in den einzelnen Bundesländern der- 
zeit schon eingeleitet worden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 


81. Abgeordneter 
Höcherl 
(CDU/CSU) 


Trifft die Meldung der Frankfurter Rundschau 
vom 17. Januar 1974 zu, die Bundesregierung 
verhandele mit der südwestafrikanischen Un- 
tergründe rganlsation SWAPO über Unter- 
stützungsmaßnahmen im Höhe von 500 000 
DM, wobei deren Antrag wohlwollend geprüft 
werde, und wie vereinbart die Bundesregie- 
rung ihre Antwort auf die Mündliche Anfrage 
dies Abgeordneten Dr. Franz vom 8. Novem- 
ber 1973, eine Entscheidung über die Errich- 
tung der Südsternwarte der Max-Planck-Ge- 
sellschaft isei noch nicht getroffen, mit der Er- 
klärung des Sprechers der SWAPO, in dem 
Verzicht auf dieses Projekt äußere sich ein 
Durchbruch im Denken Bonns? 


Bonn, den 8. Februar 1974 
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